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Gesamtwirtschaftliche Entwicklung 
Wirtschaftliche Lage und Perspektiven  

Die Weltkonjunktur hat im Verlauf des Jahres 2012 zuneh-

mend an Dynamik verloren. Nachdem das weltweite BIP-

Wachstum bereits 2011 auf 3,9 % nachgegeben hatte, hat es 

sich 2012 gemäß Internationalem Währungsfonds (IWF) auf 

3,2 % verlangsamt. Wachstumssorgen kamen hierbei aus 

allen Regionen. Die Staatsschuldenkrise infolge der globalen 

Wirtschafts- und Strukturkrise und die notwendige Konsoli-

dierung der öffentlichen Haushalte belasteten das Wachstum 

weltweit. Darüber hinaus verlangsamte sich im zweiten Halb-

jahr 2012 auch in China und den anderen Schwellenländern 

die wirtschaftliche Dynamik. 

Während die Eurozone im Jahr 2012 insgesamt in eine 

leichte Rezession abrutschte, entwickelte sich Deutschland 

mit einem Wachstum des Bruttoinlandsprodukts von 0,7 % 

etwas stabiler und erzielte das stärkste Wachstum der großen 

Länder im Euro-Raum. Das Wachstum des Vorjahres (3,0 %) 

wurde jedoch infolge nachlassender Anlageinvestitionen und 

eines abgeschwächten Konsumwachstums nicht annähernd 

erreicht. Das gesamtwirtschaftliche Umfeld in Deutschland 

war intakt: Das verfügbare Einkommen der Bevölkerung legte 

im Vergleich zum Vorjahr um 2,3 % zu, die Sparquote blieb 

mit 10,3 % annähernd stabil. Die Inflationsrate von 2,0 % 

führte zusammen mit den Diskussionen über die Stabilität der 

Gemeinschaftswährung zu höheren Investitionen in Sach-

werte, darunter auch Immobilien, deren Preis in Ballungsge-

bieten deutlich anstieg. Zugleich wurde ein größerer Teil des 

Konsums – auch aufgrund niedriger Zinsen – kreditfinanziert.

In Anbetracht der massiven Staatsschuldenkrise in Süd

europa reagierten die staatlichen Notenbanken im Herbst 

2012 weltweit mit einer Ausweitung der expansiven Geld- und 

Finanzpolitik. Auch konnte die Ankündigung unbegrenzter 

Stützungsmaßnahmen des Euro durch die EZB die Märkte 

gegen Ende des Jahres 2012 wieder etwas beruhigen. In Folge 

dessen wurden die Perspektiven für die Weltwirtschaft im  

I. Quartal 2013 etwas robuster als in den Vormonaten gesehen. 

Auch die maßgeblichen vorlaufenden Unternehmer- und 

Konsumenten-Vertrauens-Indizes konnten sich gegen Ende 

2012 leicht erholen. Allerdings warnen Ökonomen vor den 

wachstumshemmenden Effekten der staatlichen Konsoli-

dierungsmaßnahmen. Die USA verzeichneten mit +2,3 % 

ein leichtes Wirtschaftswachstum. Der Immobilienmarkt 

hat sich belebt und die Arbeitslosigkeit ist zurückgegangen. 

Die politische Auseinandersetzung um die Anhebung der 

Schuldenobergrenze und die Problematik der „Fiskal-Klippe“ 

hat jedoch gegen Ende des Jahres die wirtschaftliche Stim-

mung belastet. Auch an den Schwellenländern ist die globale 

wirtschaftliche Schwäche nicht spurlos vorübergegangen.  

Die Wirtschaft Chinas konnte in 2012 zwar noch immer um  

7,8 % (2011: +9,2 %) wachsen, allerdings waren bei 

Investitionsgütern teilweise signifikante Rückgänge zu 

verzeichnen. In der Eurozone erwartet der IWF für das Jahr 

2013 eine leichte Belebung des Wirtschaftswachstums. Für die 

USA geben die IWF-Experten eine Wachstumsprognose von 

zwei Prozent an und erwarten damit eine leichte Erholung 

des Wirtschaftswachstums für 2013. Sofern es gelingt, die 

Eurokrise im Laufe des Jahres 2013 allmählich zu beherr-

schen, dürfte die Wirtschaft in der Europäischen Währungs

union insgesamt graduell aus der Rezession herausfinden.

Die Wachstumsprognose 2013 für die deutsche Wirtschaft 

beurteilte der Sachverständigenrat der fünf Wirtschafts

weisen lediglich bei einer Zunahme des Bruttoinlands-

produkts (BIP) von 0,3 Prozent. Weiterhin wird nicht mit 

Impulsen durch Unternehmensinvestitionen oder Wachs-

tumspotenzial des Außenhandels gerechnet. Allein bei der 

Entwicklung des Arbeitsmarktes sind die Wirtschaftsforscher 

optimistisch. Sie rechnen für das laufende Jahr nach wie vor 

mit einer durchschnittlichen Arbeitslosenquote von 6,9 Pro-

zent (2012: 6,8 %). Die Zahl der Beschäftigten dürfte demnach 

bei etwa 41,7 Millionen (2012: 41,6 Mio.) liegen.

Die Berliner Wirtschaft entwickelt sich vergleichsweise 

erfreulich und befand sich mit einem Wachstum der Wirt-

schaftsleistung von 1,2 % spürbar oberhalb des Bundes-

durchschnitts von 0,7 %. Prognosen zufolge, expandiert die 

Wirtschaft in Berlin auch 2013 und könnte damit das vierte 

Jahr in Folge zulegen. Auch die Erwerbstätigenzahl nimmt in 

Berlin zu und ist im vergangenen Jahr so stark wie in keinem 

anderen Bundesland gewachsen, was auch auf eine positive 

Entwicklung der Bundeshauptstadt in 2013 hoffen lässt. 
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Der Berliner Wohnungsmarkt 
Anstieg der Miet- und Kaufpreise hält an 

Der Immobilienboom in Berlin wird sich auch im Jahr 2013 

weiter fortsetzen. 

Dieser Boom kommt nicht von ungefähr: 

•	� Die Magnetwirkung der Spreemetropole ist größer denn  

je. 2012 hat die Bevölkerung nach langer Stagnation die  

3,5 Millionen-Marke überschritten, bis 2030 wird vom Senat 

eine weitere Zunahme um sieben Prozent auf 3,8 Millionen 

Einwohner erwartet. 

•	� Hinzu kommt die robuste deutsche Wirtschaft: Gerade we-

gen der EU-Schuldenkrise gelten deutsche Metropolen als 

vergleichsweise sicherer Hafen für Immobilieninvestoren.

•	� Gleichzeitig geht der Leerstand zurück. Bei den Mitglieds-

unternehmen des Verbandes Berlin-Brandenburgischer 

Wohnungsunternehmen e.V. lag die Leerstandsquote  

zuletzt bei unter drei Prozent – halb so hoch wie noch  

vor zehn Jahren. 

•	� Berlin zeichnet noch immer eine vergleichsweise geringe 

Neubauquote aus, wobei der bedarfsgerechte Neubau auf 

10.000 bis 12.000 Einheiten jährlich geschätzt wird.

•	� Ein weiterer Grund ist das aktuelle Mietniveau. Nach dem 

aktuell gültigen Mietspiegel von 2011 kostete der Quadrat-

meter Wohnfläche  im Durchschnitt 5,21 Euro nettokalt– 

ein für eine europäische Hauptstadt äußerst niedriger Wert.

•	� Die Anzahl der Haushalte steigt weiter an. Nach den  

aktuellen Zahlen der Berliner Mieter Gemeinschaft  

vermehrte sich die Zahl der Haushalte in den letzten  

zehn Jahren um 134.800, die der zusätzlichen Wohnungen 

aber nur um 33.366.

•	� Das Preisniveau für Wohneigentum der Hauptstadt 

steigt kräftig. Dennoch ist Berlin mit einem durch-

schnittlichen Quadratmeterpreis von 2.240 Euro für 

Eigentumswohnungen im Vergleich zu anderen euro

päischen Metropolen sehr günstig. 

•	� Der Entzug von Mietwohnungen innerstädtischer Lagen 

durch Umwandlung in Eigentumswohnungen und Gäste

appartements verknappt das Mietwohnungsangebot. 

•	� Das nachhaltig geringe Zinsniveau lockt Investoren.

Der Zentrale Immobilienausschuss (ZIA) geht in seinem 

Frühjahrsgutachten 2012 davon aus, dass die Mieten und 

Kaufpreise für Wohnimmobilien in Deutschland auch in 2013 

wiederholt ansteigen werden. Die Besorgnis einer Immobi

lienblase sieht dieser jedoch eher nicht. Die Gutachter prog

nostizieren für dieses Jahr einen durchschnittlichen Anstieg 

der Mietpreise um drei Prozent. Die Kaufpreise werden laut 

Gutachten um rund fünf Prozent im bundesdeutschen Durch-

schnitt ansteigen. 

In Berlin sind die Neuvertragsmieten in den zurückliegenden 

Jahren stark gestiegen und Berichte in den Medien über 

Wohnungsknappheit und Verdrängung in Berlin mehren sich. 

Insbesondere für einkommensschwache Haushalte wird es 

zunehmend schwieriger, eine bezahlbare Wohnung zu erhal-

ten, denn die Mietpreise vor allem in guten Citylagen steigen 

überdurchschnittlich. Die Politik hat das Thema aufgegriffen 

und diverse Vorschläge zur Schaffung von „bezahlbarem“ 

Wohnraum auf die Agenda gesetzt. Inwieweit das Gewünschte 

erreicht wird, bleibt jedoch abzuwarten. 

Auch wenn die Situation für Wohnungssuchende auf ab-

sehbare Zeit angespannt bleiben wird; der Mietpreisanstieg 

relativiert sich bei längerfristiger Betrachtung, denn die 

Mietentwicklung zuvor stagnierte viele Jahre. Dabei ist die 

„gefühlte“ Teuerung des Wohnens wahrscheinlich ausge-

prägter, als es die statistische Mietentwicklung widerspiegelt. 

Zum einen prägen uns die Anstiege der letzten Jahre deut-

licher, als die verhaltene Entwicklung der Vorjahre. Zudem 

steigt die Wohnfläche pro Kopf – im Bundesdurchschnitt 

sind es aktuell rund 45 Quadratmeter – pro Jahr um rund ein 

Prozent an. Außerdem haben sich die Wohnnebenkosten  in 

den vergangenen Jahren viel dynamischer als die Mietpreise 

nettokalt preistreibend entwickelt. Fazit ist, dass sich ein-

schließlich des Mietanstiegs der vergangenen Jahre insgesamt 

ein ausgeprägter Preisauftrieb bezogen auf die absoluten 

Wohnungskosten ergeben hat. 

Das Statistische Bundesamt hat ermittelt, dass die Kosten 

für das Wohnen im Zeitraum Februar 2012 zu Februar 2013 

um 2,3 % angestiegen sind. Bei der Analyse der Zahlen ist 

zu beachten, dass der Nettokaltmietenanstieg bei 1,2 % lag 

und die steigenden Energie- und Strompreise das Wohnen 

maßgeblich verteuerten. Der Verbraucherpreisindex hat sich 

im Betrachtungszeitraum um 1,5 % erhöht.
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Aufgrund des gestiegenen Mietniveaus wird der über viele 

Jahre unattraktive Neubau von Wohnraum in Berlin zuneh-

mend interessant, so dass daraus eine Ausweitung des Wohn-

raumangebots resultieren wird. Die gestiegenen Fertigstel-

lungszahlen für neu gebaute Wohnungen und eine Zunahme 

der Baugenehmigungen zeigen dies bereits. Die Ausweitung 

des Wohnungsneubaus wirkt dem knappen Angebot entge-

gen und dürfte sich mittelfristig dämpfend auf den weiteren 

Mietanstieg auswirken. Jedoch wird mit Neubauprojekten der 

feststellbaren sozialen Verdrängung wohl nicht maßgeblich zu 

begegnen sein. 

Wie bereits in den Vorjahren ist zu beobachten, dass inner

halb des Stadtgebietes von Berlin große Unterschiede hin

sichtlich der Stärke und Dynamik der Wohnungsnachfrage 

sowie der Entwicklung der Angebotsmieten bestehen. Der 

stärkste Druck liegt auf den zentralen Stadtgebieten, die auch 

in 2013 in der Attraktivität der Nachfrager die Spitzenposition 

einnehmen werden.

Für die Beamten-Wohnungs-Verein zu Berlin eG ist und 

bleibt der Berliner Wohnungsmarkt das lokale Betätigungs-

feld. Die Erfüllung unseres Förderauftrages steht dabei im 

Focus: die wohnliche Versorgung unserer Mitglieder. Der 

Auftrag an uns ist dabei mit den Erwartungen verbunden,  

die Wohnungsvermietung an unsere Mitglieder gerecht, ohne 

Gewinnmaximierung, Spekulation und erhöhte Risiken zu 

erbringen. Gleichzeitig setzen wir uns einen hohen Dienst-

leistungsqualitätsanspruch und bewahren ethische und 

gesellschaftliche Werte.

Die Zukunft der Genossenschaften  
Genossenschaften – ein Gewinn für alle! 
Sind Genossenschaften das Wirtschaftsmodell der Zukunft? 

Wir beantworten diese Frage ohne Einschränkung mit einem 

Ja!

Die derzeitigen Finanz- und Währungskrisen haben uns die 

Augen für die großen Gefahren geöffnet, die ein unreguliertes 

und spekulatives Wirtschafts- und Finanzsystem für die Welt 

bedeutet. Bereits vor 150 Jahren wurde das Dilemma von den 

Pionieren des Genossenschaftswesens erkannt und erste 

Kooperativen zur Beseitigung der Auswüchse der Industriali-

sierung gegründet. Selbsthilfe, Selbstverwaltung und Selbst-

verantwortung waren ihre Antworten auf das offensichtliche 

Versagen von Staat und Markt. Auch Werte wie Freiheit und 

Gleichheit bestimmen den „Genossenschaftsgeist“, denn das 

Gemeinschaftsinteresse wird gegen das Individualinteresse 

und den Egoismus gestellt. Die Möglichkeit der Mitwirkung, 

Mitgestaltung und Mitverantwortung steht gegen staatliche 

oder finanzkräftige Einflussnahme.

Diese Genossenschaftsidee und das sich darauf stützende 

Wirtschaftsmodell hat weltweit Früchte getragen. 

Mehr als 18 Millionen Bundesbürger sind heute Mitglied  

einer Genossenschaft und auch international boomen 

inzwischen die kooperativen Betriebe. In über 100 Ländern 

zählen wir Genossenschaften, denen sich mehr als 800 

Millionen Mitglieder angeschlossen haben. Maßgeblich trägt 

ihr Engagement zur positiven wirtschaftlichen und sozialen 

Entwicklung in diesen Ländern bei. 

Die UNO hatte das Jahr 2012 zum Jahr der Genossenschaften 

ausgerufen, um auf diese Weise zu betonen, dass insbeson-

dere in Zeiten der globalen Finanz- und Wirtschaftskrise 

gemeinsames und verantwortungsvolles Engagement auf  

dem Wirtschaftsmarkt zur Gesellschaftsaufgabe wird. 

„Genossenschaften sind eine Erinnerung an die interna-

tionale Gemeinschaft, dass es möglich ist, sowohl nach 

wirtschaftlicher Rentabilität als auch sozialer Verantwortung 

zu streben.“, bewertete Ban Ki-moon als Generalsekretär der 

Vereinten Nationen das Genossenschaftswesen zutreffend. 

»Das Modell Genossenschaft ist erfolgreicher denn je und 

erobert immer neue Bereiche« beschrieb die Financial Times 
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Deutschland im Oktober 2011 den neuen Boom an Genossen-

schaften, deren Neugründungen sich in Deutschland von 11 im 

Jahr 2005 auf 253 im Jahr 2011 nahezu verzwanzigfacht hatten. 

Die Gründe dafür liegen neben praktischen Erwägungen über 

die Vorteile einer kooperativen Unternehmensform vor allem 

auch darin, dass die von Privatisierung, Neoliberalismus und 

deregulierten Finanzmärkten heraufbeschworenen Krisen zu 

einer Renaissance von Werten wie gesellschaftlicher Verant-

wortung, Nachhaltigkeit und Gemeinwohl geführt haben. Die 

Menschen haben das Bedürfnis nach Gemeinschaftsunterneh-

mungen, die beides vereint: Wirtschaftlichkeit und gesell-

schaftliche Verantwortung.

 

Doch nicht nur die traditionellen Genossenschaftsformen 

der Bereiche Banken, Wohnen und Landwirtschaft agieren 

gestärkt, sondern es entwickelt sich ein erfreulich dichtes 

Netz genossenschaftlicher Akteure. Heute finden wir im 

Gesundheits- und Dienstleistungssektor, im Energiebereich, 

der dörflichen Nahversorgung oder im Bereich Kultur neue 

genossenschaftliche Organisationen. Also überall dort, wo 

gemeinschaftliches, maßvolles und zukunftsorientiertes 

Handeln notwendig erscheint. 

Nicht nur die globale Bedeutung der Genossenschaften be-

werten wir positiv, sondern auch die der Beamten-Wohnungs-

Verein zu Berlin eG als lokale Wohnungsbaugenossenschaft 

in Berlin. Unser zukunftssicheres Geschäftsmodell verschafft 

uns positive Alleinstellungsmerkmale zu anderen Wohnraum

anbietern: kostendeckend, sozial-verantwortbar, unkünd-

bar, demokratisch und solidarisch sind Attribute unserer 

Geschäftspolitik. 

Die Zukunft der genossenschaftlichen Idee liegt dauerhaft 

darin, unter Wahrung der geschätzten Prinzipien ein zeit-

gerechtes Wohnungsangebot der Mitgliedergemeinschaft 

anzubieten. 

Dabei sind 

•	� unsere Wohnungen mietpreislich kostendeckend und 

angemessen, 

•	� die Wohnungsausstattungen modern, aber nicht luxuriös, 

•	� die Dienstleistungen effektiv, aber den persönlichen 

Kontakt wahrend, 

•	 wir Innovationsmotor, nachhaltig und krisenfest,

•	 wir am lokalen Standort Berlin geschäftstätig,

•	� wir demokratischer Mitbestimmung und der genossen-

schaftlichen Gleichbehandlung verpflichtet, 

•	� wir aktiv, um dem demographischen und energetischen  

Wandel begegnen zu können,

•	� wir eine starke Solidargemeinschaft, die allen  

Bevölkerungsschichten offen steht,

•	� für uns solide Geschäftsführung mit grundsätzlicher 

Gemeinwohlbestrebung vereinbar,

•	� eine respektable Unternehmenskultur, ein markantes 

soziales Profil und städtebauliche Verantwortung bei  

der wirtschaftlichen Leistungserbringung zu bewahren.

Dass die Organisations- und Unternehmensform einer Ge-

nossenschaft nicht nur zukunftsfähig, sondern in zahlreichen 

Belangen konkurrierenden Marktteilnehmern überlegen 

ist, zeigen die erfreulichen Neugründungsbeispiele in der 

jüngsten Vergangenheit, aber auch die generationenübergrei-

fenden Erfolgsgeschichten wie die der Beamten-Wohnungs-

Verein zu Berlin eG. Tradition und Moderne zu vereinen, liegt 

in unseren Händen. Wir werden diese Aufgabe annehmen.
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Geschäftsumfang und Umsatzentwicklung

Die Beamten-Wohnungs-Verein zu Berlin eG ist Eigentümerin folgender Mietbestände: 

Wohnungen 	 6.850

Gewerbeeinheiten 	 53

Gästewohnungen 	 14

Veranstaltungsräume 	 23

	 6.940

Garagen/Einstellplätze 	 929

Büroeinheiten 	 8

	 7.877

6.850

53

14

23

6.940

924

11

7.875

31. Dezember 2012

Anzahl der Einheiten

31. Dezember 2011

Anzahl der Einheiten

im Berichtszeitraum mit einem hervorragendem Ergebnis  

(8,3 Mio. €) abschließen. Das Spartenergebnis war dabei 

insbesondere durch den Anstieg der Umsatzerlöse (925 T€) 

sowie der Instandhaltungsaufwendungen (3,0 Mio. €) 

geprägt. Ein weiterer Rückgang der bereits schon in den 

Vorjahren unterhalb der Branchenwerte liegenden Erlös

schmälerungs- und Leerstandsquote optimierten darüber 

hinaus das Bewirtschaftungsergebnis. 

Die Genossenschaft hat sich im Geschäftsjahr weiter auf  

ihr Kerngeschäft, die Verwaltung der eigenen Wohnungs

bestände, konzentriert. Die Plan – und Zielvorgaben für die 

Periode 2012 wurden dabei erreicht. 

Die Beamten-Wohnungs-Verein zu Berlin eG konnte den 

umsatzstärksten Kostenträger Hausbewirtschaftung auch 
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Umsatzerlöse aus der Hausbewirtschaftung (ohne Umlagen)

Veränderungen zum Vorjahr:

Das Ergebnis der Sparte Vermietung wird im Wesentlichen 

durch die Vermietung von Wohnraum an Genossenschafts

mitglieder geprägt. In Abhängigkeit der Wohnqualität und 

unter Einfluss der allgemeinen Kostenentwicklung konnte 

dabei die durchschnittliche Nettokaltmiete von 4,88 € / qm-

Wohnfläche mtl. auf 5,01 € /qm-Wohnfläche mtl. ausgebaut 

werden. Das Niveau der von der Genossenschaft bean-

spruchten Nutzungsgebühren liegt damit deutlich unterhalb 

üblicher Mietentgelte für Wohnraum vergleichbarer Qualität 

und Lage. Dieses angemessene Preis-Leistungs-Verhältnis 

erfüllt die hohen Ziele unseres Förderauftrages und verschafft 

den wohnenden Mitgliedern unter anderem eine spürbare 

wirtschaftliche Besserstellung. 
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Nettokaltmiete (ohne Mietsubventionen)

Veränderungen zum Vorjahr:

Genossenschaften haben traditionell zu ihren Kunden eine 

starke und dauerhafte Bindung. Dies drückt sich auch und 

vor allem in den bevorzugten Kundenentscheidungen für 

Wohnraum bei Genossenschaften gegenüber Wettbewerbern 

aus. Die Pflege der Mitglieder- und Nutzerbindung ist dabei 

zu einer wesentlichen Managementaufgabe geworden, sichert 

doch diese zukünftige Nachfrage und die genossenschaftliche 

Organisation. 

Die Entwicklung der Ressource Mitglieder- und Nutzerbindung 

fängt bei der persönlichen Dienstleistungsbereitschaft unserer 

Mitarbeiter an und hört bei der strategischen Ausrichtung 

und Ausbildung der Unternehmenskultur auf. Ziel ist primär 

die positive Umsetzung unseres Förderauftrages durch die 

Kultivierung dieses Wettbewerbsvorteils. Bisherige Zwischen-

bilanz: Weiter steigende Mitgliederzahlen (14.288 Mitglieder 

per 31.12.2012) und eine unterdurchschnittliche Fluktuationsra-

te bei den Wohnungsnutzern (5,33 % in 2012).

 

Es besteht Einvernehmen zwischen den Gremien, das teil

weise unterschiedliche Niveau der Nutzungsgebühren bei den 

Bestandsmietverhältnissen durch einen langfristig angelegten 

Harmonisierungsprozess an den Wohnwert anzupassen. Aus-

druck dieses Steuerungsprozesses ist der erfolgreiche Einsatz 

unserer „Internen Orientierungshilfe zur Mietpreisbildung“ 

in Verbindung mit dem Einsatz von „Miethöhegarantien“ 

und dem Instrument der genossenschaftlichen Rückvergü-

tung. Bei unseren Mitgliedern findet dieses einzigartige und 

auf unsere Genossenschaft zugeschnittene Modell große 

Zustimmung. Der moderate Ansatz bei der Entwicklung der 

Nutzungsgebühren und die weitgehende Planungssicherheit 

für die zukünftige Mietpreisentwicklung zeichnen das Modell 

ebenso aus, wie die Erhöhung der Nutzergerechtigkeit und die 

Objektivierung der Eingruppierungsmaßstäbe. 
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Die Mitgliedschaft und das Wohnen in unserer Genossenschaft 

haben bekanntlich eine Vielzahl von Vorteilen. Einer davon ist 

die Beteiligung der Mitglieder am Unternehmenserfolg. Seit 

Jahrzehnten gewähren wir den Mitgliedern eine attraktive 

Dividendenausschüttung. Bereits seit 2006 beschreiten wir 

einen weiteren Weg der Beteiligung unserer Mitglieder am Be-

wirtschaftungsergebnis: die genossenschaftliche Rückvergütung. 

Im Zuge der Jahresabschlusserstellung 2012 hat der Vorstand 

folgenden Beschluss verfasst, welcher die Zustimmung des 

Aufsichtsrates gefunden hat:

„Genossenschaftsmitglieder erhalten für das Geschäftsjahr 

2012 eine genossenschaftliche Rückvergütung in Höhe von  

1,5 % ihrer – in diesem Zeitraum getätigten – Umsätze mit  

der Genossenschaft. Die Auszahlung an die Genossenschafts-

mitglieder erfolgt im Juli 2013.“

Nicht nur, dass wir das Mitgliederinteresse nach sicherem und 

sozial verantwortbarem Wohnraum erfüllen, wird nunmehr 

wieder ein aus kaufmännischer Sicherheit gebildeter Risiko

puffer bei der Kalkulation der Mietentgelte in Form der genos-

senschaftlichen Rückvergütung an die wohnenden Mitglieder 

zurückgegeben. 

Bei uns verdient also kein Dritter an der Wertschöpfung aus 

dem Mitgliederkreis, sondern die Erfolgspartizipation orien-

tiert sich am Mitgliederkreis .

Die nachfolgende Übersicht gliedert die Entwicklung der Sollmieten nach Ursachen im Vergleich zum Vorjahr: 

Mietpreisanpassungen nach §§ 558 und 559 BGB 	 172,4

Neuvermietungszuschläge 	 160,3

Vollauswirkungen der Bestandserweiterung (VE 580)	 217,3

Sonstige Mietänderungen	 18,3

	 568,3

Vollauswirkungen des Vorjahres 	 336,3	

904,6

244,1

147,1

425,1

18,7

835,0

319,4

1.154,4

31. Dezember 2012 31. Dezember 2011

in T € in T €
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Das qualitative und quantitative Vermietungsergebnis des 

Jahres 2012 bewegt sich auf hervorragendem Niveau. Mit  

einer durchschnittlichen Leerstandsquote von 0,32 % 

(Vj: 0,36 %) wurde nicht nur der Branchendurchschnitt (2011: 

2,6 %) wiederholt deutlich unterschritten, sondern ein ausge

zeichnetes Ergebnis auf Vorjahresniveau erzielt.

Leerstände der Beamten-Wohnungs-Verein zu Berlin eG im Jahresdurchschnitt

0,7 %
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In der nachstehenden Grafik wird die Unternehmensleistung 

nach Mittelentstehung und Mittelverwendung ins Verhältnis 

gesetzt. Im Ergebnis kann resümiert werden, dass die ge-

schäftlichen Aktivitäten der Genossenschaft nicht nur die 

damit im Zusammenhang stehenden Aktivitäten finanzieren, 

sondern auch eine Rücklagenbildung in der Größenordnung 

von 5,0 Mio. € ermöglichen. Diese erfreuliche Entwicklung 

drückt sich in der gestiegenen Eigenkapitalquote von 46,7 % 

(Vj: 43,7 %) aus. 

Entstehung von 47,88 Mio. € durch

Nutzungsgebühren

Sonstige Erträge

Zins- und Beteiligungserträge

Umlagen

Fördermittel

Verwendung von 47,88 Mio. € für

Sonstiger Aufwand

Abschreibungen

Grundsteuern

Unternehmenssteuern

Personalkosten

Mitgliederdividende (Bilanzgewinn)

Zuführung in Rücklagen

Aufwendungen der 
Hausbewirtschaftung

Zinsen auf Verbindlichkeiten
gegenüber Kreditinstituten
und anderen Kreditgebern

0,86 %
2,84 %

14,46%
3,95 %

10,44 %

46,26 %
10,46 %

1,52 %
9,21 %

68,04  %
26,42  %

4,14  %
0,69  %
0,71  %

Summe 100 %

Summe 100 %



    Geschäftsbericht 201216

Bestandserhaltung und Bestandsoptimierung

Die Genossenschaft verfügt über einen Bestand von ca. 8.300 

Vermietungseinheiten, davon 6.850 Wohnungen. Der gesamte 

Vermietungsbestand verteilt sich auf 69 Wohnanlagen. 

Die architektonische Qualität des Immobilienvermögens 

 der Genossenschaft findet ihren Niederschlag auch in der 

unter Denkmalschutzstellung von 24 Wohnanlagen mit  

4.237 Wohnungen.

Der Erhalt unserer denkmalgeschützten Bausubstanz sowie 

der Schutz des Klimas durch energetische Gebäudesanierung 

hatten auch im Geschäftsjahr 2012 einen herausragenden 

Umfang bei den ausgeführten baulichen Maßnahmen. 

Dabei wurden ökologische, ökonomische und soziale Aspekte 

gleichermaßen berücksichtigt.  

Im Berichtszeitraum wurden mit ca. 12.900 T€ (ohne Be

rücksichtigung der Kosten der technischen Verwaltung und 

unseres Regiebetriebes) wiederum über 40 % der Soll

mieterlöse der Genossenschaft in die Bestandserhaltung 

und Bestandsoptimierung unserer Wohnungen und Gebäude 

investiert. Das Investitionsvolumen entspricht dabei den 

Planungsansätzen.

Einen wesentlichen Anteil an den investierten Kosten haben 

die Maßnahmen der sog. Großen Instandsetzung. Hier wurden 

im Jahr 2012 rund 7.000 T€ aufgewandt, um 150 Baumaßnah-

men mit Kosten zwischen 2 T€ und 2.175 T€ auszuführen. Dabei 

wurde und wird ein besonderes Augenmerk auf ganzheitliche 

Sanierungskonzeptionen der baulichen Maßnahmen gelegt.

Beispiele hierfür sind:

• �Fassadeninstandsetzung in der Wohnanlage 010  

Charlottenburg I  

Mit der Sanierung der Hoffassade im Wirtschaftshof der 

Kaiser-Friedrich-Straße wurde der letzte Abschnitt der 

Fassadeninstandsetzung unter denkmalrechtlichen As-

pekten dieser Wohnanlage fertiggestellt. Es wurden die 

Klinkersockel gereinigt und neu verfugt, teilweise der Putz 

und sämtliche Verblechungen erneuert und abschließend 

die komplette Fassade mit einem neuen Anstrich versehen.  

Die Kosten beliefen sich im Jahre 2012 auf 352 T€.

• �Fassadeninstandsetzung in der Wohnanlage 130 Steglitz II 

Im Jahre 2012 wurde der zweite von insgesamt fünf 

Bauabschnitten der aufwendigen Instandsetzung der 

denkmalgeschützten Klinkerfassade beendet. Neben den 

Fassadenarbeiten wurden Abdichtungsmaßnahmen des 

Kellermauerwerks vorgenommen, Kellerlichtschächte 

erneuert und die Holzbalkone mit Ornamentik denkmal

gerecht wiederhergestellt. Es entstanden hierbei Kosten  

in Höhe von 694 T€.

• �Dachinstandsetzung in der Wohnanlage 550 Siemensstadt 

Im Berichtsjahr wurde der erste von vier Bauabschnitten 

der denkmalgerechten Dachinstandsetzung der Hauszeile 

Rieppelstr. 14 -24 umgesetzt. Die Dächer wurden mit Biber-

schwanzdeckung komplett neu eingedeckt und die Gauben 

und Schornsteinköpfe saniert. Erfreulicherweise wurden 

vom Landesdenkmalamt Berlin Fördermittel in Höhe von  

28 T€ bewilligt, die in den Gesamtkostenrahmen von 585 T€ 

als Zuschuss eingeflossen sind.

• �Erneuerung der Haustechnik in der Wohnanlage 310 

Lichtenrade  

In der 90 Wohnungen umfassenden Wohnanlage Lichten-

rade (Kirchhainer Damm 22–38) wurden sämtliche Versor-

gungsleitungen erneuert, die Bäder teilweise neu gefliest 

und die elektrischen Anlagen instandgesetzt. Die vorhan-

dene Öl betriebene Zentralheizungsanlage wurde auf 

Gasversorgung umgestellt und die dezentrale Warmwasser-

versorgung zentralisiert. Außerdem wurde eine Dachboden- 

und Kellerdeckendämmung eingebracht, so dass insgesamt 

eine nachhaltige Energieeinsparung erreicht wird. 

Abschließend wurden die Hauseingangstüren und die Trep-

penhausfenster mit verbesserten Wärmedurchgangswerten 

erneuert und die Treppenhäuser umfassend instand gesetzt. 

Es wurden insgesamt 2.175 T€ investiert.

Weitere Investitionen im Rahmen der Großen Instandset-

zung erfolgten durch die Instandsetzung von Holzfenstern 

in unseren Altbauten (514 T€) sowie dem Austausch von 

Holzverbundfenstern durch Kunststofffenster (215 T€).

Außerdem wurden in den Wohnanlagen 010 Charlottenburg 

I und 120 Steglitz I die Müllplätze unter Berücksichtigung 

denkmalrechtlicher Auflagen erneuert (176 T€).
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In den Wohnanlagen 020 Charlottenburg II a und 030 

Charlottenburg II b wurde der letzte Bauabschnitt der 

Balkoninstandsetzung zum Abschluss gebracht (100 T€).

Ein weiterer Schwerpunkt der technischen Gebäudeinstand-

haltung liegt in der Umstellung von dezentralen auf zentrale 

Heizungsanlagen. 

Die ersten Wohnanlagen (110 Schöneberg und 604 Johannis

thal I) werden im Jahr 2013 auf das Heizmedium Fernwärme 

umgestellt. 2012 wurden in Vorbereitung bereits Planungs- 

bzw. Bauleistungen ausgeführt (253 T€).

Der Anteil der werterhöhenden und damit aktivierungs

fähigen Baumaßnahmen betrug im Berichtsjahr 2012  

1.294 T€ und entspricht damit ca. 10 % am Gesamtbaubud-

get. Die hier enthaltenen Maßnahmen beschränken sich 

im Wesentlichen auf die umfassende Modernisierung und 

Instandsetzung von Einfamilienhäusern in der Gartenstadt 

Zehlendorf, wobei 2012 insgesamt sechs Häuser (davon zwei 

Häuser nur anteilig) nach Nutzerwechsel mit Kosten von  

935 T€ umfassend saniert wurden.

Es wurden die haustechnischen Anlagen komplett erneuert, 

moderne Bäder eingebaut und Grundrisse teilweise verän-

dert. Die Dachgeschosse wurden zu Wohnzwecken ausgebaut 

und in die Dachlandschaften Gauben bzw. Dachflächenfenster 

nach denkmalrechtlichen Vorgaben eingebaut. Teilweise 

mussten Dachbalken ausgewechselt oder verstärkt werden.

Als aktivierungsfähige Maßnahme wurde die Wohnanlage 

580 Zehlendorf VIII 2012 weitergeführt. Das 1938 durch die 

Architekten Mebes und Emmerich errichtete Gebäudeen-

semble Dahlemer Weg 2-10, Berliner Straße 106 – 114 und 

Mörchinger Straße 22 – 26 a mit insgesamt 122 Wohnungen 

wurde 2011 durch die Genossenschaft erworben. Im Umfang 

von 293 T€ (anschaffungsnaher Aufwand) wurden sieben 

Wohnungen nach Nutzerwechsel umfassend modernisiert 
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und instand gesetzt, Fensteranstricharbeiten durchgeführt 

und mit der Instandsetzung der Treppenhäuser begonnen. 

Die Genossenschaft wird auch zukünftig einen qualitativ 

zeitgemäßen Standard bei der bautechnischen Ausstattung 

von Leerwohnungen ansetzen. Im Berichtsjahr 2012 wurden 

133 Wohnungen mit Kosten in Höhe von 2.308 T€ moderni-

siert, wobei sich die durchschnittlichen Modernisierungs

kosten (17,3 T€ je Wohnung) im Vergleich zum Vorjahr (16,0 

T€ je Wohnung) leicht erhöht haben. Die Erhöhung beruht 

hauptsächlich auf dem hohen Anteil der Wohnungsmoderni-

sierungen im unsanierten Altbau, der um ca. 10 % angestie-

gen ist.

Die im Vorjahr festzustellende Tatsache, dass sich trotz rück-

läufiger Kündigungsquote die Anzahl der Wohnungsmoderni-

sierungen erhöht, wurde 2012 nicht bestätigt. Mit insgesamt 

365 Kündigungen und 133 Wohnungsmodernisierungen ist 

das Verhältnis gleichbleibend zu vorhergehenden Jahren und 

bleibt deutlich unter den Werten des Vorjahres (360 Kündi-

gungen und 153 Wohnungsmodernisierungen) zurück.

Neben der Erneuerung der Elektroinstallation, dem Einbau 

neuer Sanitärobjekte und Armaturen sowie dem Anbringen 

von Wand- und Bodenfliesen in den Bädern und Küchen 

werden Bodenbeläge erneuert bzw. Holzböden geschliffen und 

versiegelt. Dabei werden in zunehmendem Maße vorhandene, 

gut erhaltene Terrazzoböden in den Küchen aufgearbeitet. 

Zu einer vereinfachten Auftragsabwicklung tragen die für alle 

Hauptgewerke abgeschlossenen Einheitspreiskataloge bei. Im 

Jahre 2012 wurden für die Gewerke Heizung, Sanitär und Bau 

die Einheitspreise neu ausgeschrieben und verhandelt. Auf 

dieser Basis können Bauleistungen kurzfristig beauftragt und 

abgerechnet werden, so dass kurze Bauzeiten gewährleistet 

werden können und sich der administrative Aufwand reduziert.

Die altengerechten Umbauten sind seit mehreren Jahren ein 

fester Bestandteil unserer Baubudgets. Obwohl vergleichswei-

se im geringen Investitionsrahmen zu den anderen Baubud-

getpositionen (2012 betrug das Investitionsvolumen für diesen 

Bereich 60 T€), nehmen diese Maßnahmen doch einen wich-

tigen Platz ein, um den älteren und mobilitätseingeschränkten 

Mitbewohnern das Wohnen zu erleichtern bzw. weiterhin 

möglich zu machen. 2012 wurden in acht Wohnungen zur 

Beseitigung von Barrieren anstelle der Badewannen boden-

gleiche Duschen eingebaut.
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Zukünftig werden solche Maßnahmen von Seiten der Ge-

nossenschaft noch stärker unterstützt und der zur Verfügung 

stehende Investitionsrahmen erhöht.

Für Modernisierungen auf Nutzerwunsch sind die Kosten seit 

einigen Jahren rückläufig (2012: 70 T€). Das liegt u.a. daran, 

dass die vorrangigen Modernisierungen wie Erneuerung 

von Fenstern und Badmodernisierungen im großen Umfang 

bereits durch die Genossenschaft ausgeführt wurden.

Die Kosten der laufenden Instandhaltung und Nutzerwech-

selkosten bewegten sich mit insgesamt 2.164 T€ im geplanten 

Rahmen und damit auf Vorjahresniveau.

7.014 T €

60 T €

Verteilung des Baubudgets 2012

Wohnungsmodernisierung

Laufende Instandhaltung

altengerechte Umbauten

Große Instandsetzung

aktivierungsfähige Maßnahmen

1.601 T €
563 T €

70 T €
2.308 T €

Nutzerwechselkosten

Modernisierung auf Nutzerwunsch

1.294 T €

Summe 12.910 T €
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Bautätigkeit und Bestandserweiterung

Angesichts der Bevölkerungsprognosen für 2030 werden 

in Berlin nach Ansicht des Verbandes Berlin – Branden-

burgischer Wohnungsunternehmen e.V. mindestens 10.000 

bis 12.000 neue Wohnungen p. a. benötigt. Ein von der 

Senatsverwaltung für Stadtentwicklung vorgelegter Stadtent-

wicklungsplan sieht vor, dass ca. 100.000 Wohnungen durch 

Nachverdichtung in der „äußeren Stadt“ errichtet werden 

können – in Nachbarschaft zu den Großsiedlungen in Mar-

zahn, Gropiusstadt oder im Märkischen Viertel. Dagegen gibt 

es im innerstädtischen Bereich durch Schließung von Bau

lücken nur Baupotential für ca. 10.000 Wohnungen – wobei 

hier die Nachfrage für bezahlbaren Wohnraum gerade für 

einkommensschwächere Haushalte deutlich größer ist. Es  

sind vor allem die politischen Entscheidungsträger gefordert, 

durch gezielte Liegenschaftspolitik und Fördermaßnahmen 

den Wohnungsneubau auch für die Zielgruppe der geringen 

und mittleren Haushaltseinkommen interessant zu machen. 

 

Mit wachsender Mitgliederzahl unserer Genossenschaft 

und nachhaltig zunehmender Nachfrage nach bezahlbarem 

Wohnraum in Berlin, steht auch die Beamten- Wohnungs- 

Verein zu Berlin eG vor der strategischen Aufgabe, die 

Erweiterung des genossenschaftlichen Wohnungsbestandes 

durch Neubau oder Zukauf von Bestandsimmobilien voran

zubringen. 

Der Aufsichtsrat unserer Genossenschaft unterstützt in 

diesem Zusammenhang die Auffassung des Vorstandes, beide 

Varianten gleichermaßen als Instrumente der Wohnraumer-

weiterung zu interpretieren und entsprechende Umsetzungs-

varianten zu prüfen. 

In der Berichtsperiode konnten trotz intensiver Bemühungen 

noch keine geeigneten Grundstücke für Neubauzwecke 

erschlossen werden. Auch Zukäufe attraktiver und in das 

Portfolio der Genossenschaft passender Bestandsimmobilien 

konnten im Jahre 2012 aufgrund des geringen Angebots bei 

hohen Preisen nicht erfolgreich umgesetzt werden. 

Die im Jahr 2011 erworbene Wohnanlage 580 Zehlendorf VIII 

mit insgesamt 122 Wohnungen und drei Gewerbeeinheiten 

war der vorerst letzte Neuerwerb.

Um aber auch zukünftig den Zweck der Genossenschaft, 

ihre Mitglieder dauerhaft mit sicheren und bezahlbaren 

Wohnungen zu versorgen, erfüllen zu können, sind nachhal-

tige Investitionen in die Bestandserweiterung erforderlich. 

Der Vorstand hat sich zum Ziel gesetzt, durch Machbarkeits-

studien die baurechtlichen Möglichkeiten zur Errichtung 

neuer Wohnungen - sowohl Dachgeschossausbauten als auch 

Verdichtungsmaßnahmen auf vorhandenen Grundstücken 

der Genossenschaft - zu prüfen und bei Vorlage tragfähiger 

Konzepte deren Umsetzung zu forcieren. Dabei werden die 

politischen Rahmenbedingungen für Neubaumaßnahmen 

weiterhin intensiv verfolgt.
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Vorstandsmitglieder	 2

Prokuristen	 1

Angestellte	 36

Auszubildende	 3

Hauswarte 	 34

Betriebshandwerker	 3

Büroreinigung	 2

	 81

31. Dezember 2012

Mitarbeiter 
gesamt

davon
Teilzeit

31. Dezember 2011

Mitarbeiter 
gesamt

davon
Teilzeit

-

-

6

-

25

-

2

33

2

1

36

3

35

3

2

82

-

-

5

-

26

-

2

33

Organisation und Personal

Für unsere Verwaltungsleistungen gilt die Zielsetzung, alle 

Geschäftsvorgänge zeit- und bedarfsgerecht für unsere 

Mitglieder zu erbringen.

Den entscheidenden Beitrag zur Verwirklichung dieses 

Anspruches leisten unsere Mitarbeiter. Diese verfügen über 

ein hohes Maß an Qualifikation und Motivation, welches sie 

stets im Sinne der Kundenzufriedenheit einsetzen. 

Am Ende des Geschäftsjahres setzte die Genossenschaft folgenden Personalbestand zur Erbringung ihrer Dienste ein: 
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Mit der gegenwärtigen Personalstruktur ist die Genossen-

schaft in der Lage, alle mit der Verwaltung ihrer Bestände 

im Zusammenhang stehenden Aufgaben quantitativ und 

qualitativ zu erfüllen. Der Personalbestand ist im Verhältnis 

zum Bewirtschaftungsumfang zweckmäßig und hinsichtlich 

der Mitarbeiterqualifikation solide.

Die Organisation der Genossenschaft orientiert sich an den 

betrieblichen Bedürfnissen. Dabei praktizieren wir einen Mix 

aus zweckmäßiger Aufgabenverteilung unter Berücksich-

tigung der Qualifikation und Kompetenz der Mitarbeiter. Jeder-

zeit ist die Beamten-Wohnungs-Verein zu Berlin eG bestebt, 

ihre Mitarbeiter entsprechend deren Fähigkeiten einzusetzen 

und individuell zu fördern. Wir bauen unsere Mitarbeiter 

systematisch auf und eröffnen ihnen Chancen,  

um sich weiterzuentwickeln.

Dazu trägt auch ein breit gefächertes Weiterbildungs- und 

Fortbildungsangebot bei. So fördern wir aktiv den Nachwuchs, 

unterstützen berufsbegleitende Fortbildungen und andere 

Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen.

Die Genossenschaft hat in den vergangenen Jahren erheblich 

in die räumliche Ausgestaltung und Ausstattung der Ge-

schäftsstelle investiert. Dabei wurde sie quantitativ erweitert 

und qualitativ erheblich verbessert. Dieser dauert seit mehren 

Jahren an und wird 2013 fortgesetzt. 

Auch die Ausstattung der gewerblichen Arbeitnehmer mit 

einer einheitlichen Arbeitskleidung hat neben dem Image-

effekt in der Wahrnehmung in unseren Wohnanlagen auch 

zur weiteren Identifikation bei den Mitarbeitern und mit dem 

Genossenschaftsgedanken geführt. 

Die Mitarbeiter der Beamten-Wohnungs-Verein zu Berlin eG 

werden nach Prinzipien tariflicher und zeitgemäßer Vergütung 

entlohnt. Neben dem Geltungsbereich der wohnungswirt-

schaftlichen Tarife finden ergänzend Betriebsvereinbarungen 

Anwendung, die beispielsweise den Rahmen für die betrieb-

liche Altersversorgung oder für die Regelung der betrieblichen 

Arbeitszeit bilden. Der aktuell gültige Vergütungstarif für die 

Beschäftigten der Wohnungs- und Immobilienwirtschaft hat 

noch eine Mindestlaufzeit bis zum 30.06.2015. 

Das Geschäftsergebnis im Geschäftsjahr 2012 war überdurch-

schnittlich und hat unsere Erwartungen jederzeit erfüllt. 

Entscheidend für diesen Erfolg ist die Leistung unserer Mitar-

beiter, die jedem Einzelnen ein hohes Maß an Kompetenz und 

Engagement abverlangt. In beispielgebender Art und Weise 

hat sich das Personal für das Wohl und die Zukunftsfähigkeit 

unserer Genossenschaft eingesetzt. Der  

Vorstand spricht an dieser Stelle allen Mitarbeitern ausdrück-

lich Dank und Anerkennung aus. 

Auch den Mitarbeitern der Hennigsdorfer Siedelungsgesell-

schaft mbH gilt unser Dank für ihr engagiertes Wirken.
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Vermögenslage

In der untenstehenden Tabelle werden der Vermögensaufbau und die Kapitalstruktur in zusammengefasster Form dargestellt. 

Die entsprechenden Vorjahreswerte sind zum Vergleich angegeben.

Langfristiger Bereich

Immaterielle Vermögensgegenstände 	 1,5

Sachanlagen	 223.954,0 

Finanzanlagen	 243,1

Geldbeschaffungskosten	 112,0

Veränderungen

 T €

31. Dezember 2011

% T €

 31. Dezember 2012

% T €AKTIVA

0,0

90,1

0,1

0,1

3,8

229.418,8

243,1

139,9

0,0

92,6

0,1

0,1

-2,3

-5.464,8

 0,0

-27,9

Zwischensumme	 224.310,6 90,3 229.805,6 92,8 -5.495,0

Mittel- und kurzfristiger Bereich

Vorratsvermögen	 73,8

Forderungen, sonstige Vermögens-
gegenstände und aktive Rechnungs-
abgrenzungsposten 	 1.057,0

Flüssige Mittel 	 23.071,0

0,0

0,4

9,3

 

26,1

 

828,6

17.129,4

0,0

0,3

6,9

47,7

  

228,4

 5.941,6

Zwischensumme	 24.201,8 9,7 17.984,1 7,2 6.217,7

Bilanzvolumen	 248.512,4 100,0 247.789,7 100,0 722,7
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Langfristiger Bereich

Eigenkapital 	 116.052,2

Rückstellungen	 5.847,3

Fremdkapital	 118.255,8

T €%T €%T €PASSIVA

46,7

2,4

47,6

108.216,4

5.676,4

125.623,4

43,7

2,3

50,7

7.835,8

 170,9

-7.367,6

Zwischensumme	 240.155,3 96,7 239.516,2 96,7 639,1

Mittel- und kurzfristiger Bereich

Andere Rückstellungen 	 2.359,0

Verbindlichkeiten und passive 
Rechnungsabgrenzungsposten		  5.277,2

Dividendenausschüttung	 720,9

0,9

2,1

0,3

3.041,6

4.577,8

654,1

1,2

1,8

0,3

-682,6
 

699,4

66,8

Zwischensumme	 8.357,1 3,3 8.273,5 3,3 83,6

Bilanzvolumen	 248.512,4 100,0 247.789,7 100,0 722,7

Veränderungen31. Dezember 2011 31. Dezember 2012

Das Sachanlagevermögen hat sich um rd. 5.495,0 T€ vermin-

dert. Die Abnahme des Sachanlagevermögens beruht im 

Wesentlichen auf Abschreibungen von 6.919,8 T€, denen 

Zugänge von 1.451,8 T€ gegenüberstehen. 

Außerplanmäßige Abschreibungen auf Wohngebäude 

wurden im Berichtsjahr in Höhe von 1.019,3 T€ vorge

nommen.  
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Geschäftsguthaben der  
verbleibenden Mitglieder 		  20.884,9

Ergebnisrücklagen	 95.000,0

Bilanzgewinn/-verlust	 725,6

Dividendenausschüttung	 -720,9

Sonderposten mit Rücklageanteil	 162,6

 T €T €T €

17.998,0

90.000,0

 703,7

-654,1

168,8

2.886,9

 5.000,0

 21,9

 -66,8

 -6,2

	 116.052,2 108.216,4                         7.835,8

Veränderungen31. Dezember 201131. Dezember 2012

Die Eigenkapitalquote ist um 3,0 % auf 46,7 % angestiegen, 

wobei insgesamt 5,0 Mio. € den Rücklagen zugeführt werden 

konnten. Der Anteil des langfristigen Vermögens am Gesamt-

vermögen hat sich leicht auf 90,3 % vermindert, wobei sich 

nahezu in gleicher Größenordnung die liquiden Mittel erhöht 

haben. Der Anteil der langfristigen Finanzierung liegt 

unverändert bei 96,7 %.

Die dem Unternehmen zur Verfügung stehenden Mittel 

finanzieren – neben langfristigen Vermögenswerten –  

noch Werte in der Größenordnung von 15,8 Mio. € im  

mittel- und kurzfristigen Bereich, was einer Steigerung  

von mehr als 60 % zum Vorjahreswert entspricht. 

Der Vermögensaufbau ist hinsichtlich der Fristigkeit der 

Vermögens- und Schuldposten vollständig ausgeglichen.  

Die Vermögenslage der Genossenschaft ist geordnet und  

die Deckungsverhältnisse sind als sehr gut zu bezeichnen.

Das Eigenkapital setzt sich wie folgt zusammen: 
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Finanzlage 

Die Finanzlage der Genossenschaft ist geordnet. Die Liquidität 

war jederzeit sichergestellt. Die Genossenschaft konnte ihren 

Zahlungsverpflichtungen jederzeit unter Einhaltung der Zah-

lungsziele in vollem Umfang nachkommen.

Zum 31.12.2012 verfügte die Genossenschaft über einen 

Finanzmittelbestand in Höhe von 23,1 Mio. €, von denen über 

Jahresultimo 8,5 Mio. € höherverzinslich angelegt waren. Der 

T €

12.148,8

Jahresüberschuss vor außerordentlichen Posten	 5.676,0

Abschreibungen auf immaterielle Gegenstände des	  
Anlagevermögens und Sachanlagen						     6.922,5

Abschreibungen auf Geldbeschaffungskosten	 27,9

Zuschreibungen auf Gegenstände des Anlagevermögens	  
bzw. Zuwachs  Finanzvermögen				    -3,2

sonstige zahlungsunwirksame Aufwendungen / Erträge			   -741,2

Veränderungen der langfristigen Rückstellungen 			   268,9

Gewinne und Verluste aus dem Abgang von Gegenständen	
des Anlagevermögens				    -2,1

Kosten der Geldbeschaffung	 0,0

T €

13.988,5

Mittelzufluss (+) / Mittelabfluss (–) aus 
laufender Geschäftstätigkeit

5.802,0

7.934,9

32,1

0,0

-172,5

392,0

0,0

0,0

Veränderungen der kurz- und mittelfristigen Rückstellungen	 148,6

Veränderungen im Umlaufvermögen einschließlich der	  
anderen aktiven Rechnungsabgrenzungsposten	 -470,3

Veränderungen der kurzfristigen Verbindlichkeiten		  699,4

 T €  T €Tilgungspotential

183,2 

-34,3

491,1

14.628,5Cash-Flow aus laufender Geschäftstätigkeit		  12.526,5

Finanzmittelbestand erhöhte sich damit um 5.941,6 T€ gegen-

über dem Vorjahr. Die Zunahme resultiert im Wesentlichen 

aus Mittelzuflüssen aus der laufenden Geschäftstätigkeit, die 

den Mittelabfluss aus der Investitions- und Finanzierungs

tätigkeit übersteigen.

01. Januar – 31. Dezember 201101. Januar – 31. Dezember 2012

Die nachfolgende Kapitalflussrechnung macht die Herkunft und Verwendung der geflossenen Finanzmittel transparent:
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T €

Planmäßige Tilgung langfristiger Verbindlichkeiten	 -4.493,2 

Entwicklung der Geschäftsguthaben verbleibender Mitglieder	 2.886,9 

Aufnahme langfristiger Verbindlichkeiten	 5,5 

Abgang langfristiger Verbindlichkeiten	 -2.879,9 

Dividendenausschüttung	 -654,1

T €Mittelzufluss (+) / Mittelabfluss (–) aus 
Finanzierungstätigkeit

-4.326,4

1.716,6 

6.606,4 

-929,0

-582,2

Cash-Flow aus Finanzierungstätigkeit	 -5.134,8

T €

Investitionen in immaterielle Vermögensgegenstände	 -0,4

Investitionen in Sachanlagen	 -1.451,8

Investitionen in Finanzanlagen 
(Beteiligungen, andere Finanzanlagen)	 0,0

Abgänge von immateriellen Vermögensgegenständen 
und Sachanlagen	 2,1

Abgänge Finanzvermögen	 0,0

T €Mittelzufluss (+) / Mittelabfluss (–) aus 
Investitionstätigkeit

-5,8

-13.156,7 

0,0 

0,0 

0,0 

-13.162,5Cash-Flow aus Investitionstätigkeit	 -1.450,1

3.951,4Veränderung des Finanzmittelbestandes	 5.941,6

T €

Stand 01. Januar	 17.129,4 

Veränderung des Liquiditätssaldos	 5.941,6

T €Entwicklung des Finanzmittelbestandes 

13.178,0

3.951,4

17.129,4Stand 31. Dezember	 23.071,0

2.485,4

01. Januar – 31. Dezember 201101. Januar – 31. Dezember 2012
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Ertragslage 

Die wirtschaftlichen Ergebnisse der Geschäftstätigkeit der Genossenschaft können einzelnen Leistungsbereichen zugeordnet 

werden. 

Umsatzerlöse aus 
der Hausbewirtschaftung	 45.306,5

Sonstige Umsatzerlöse und Erträge	 1.932,9

Bestandsveränderungen	 261,5

Veränderungen

T €% T €% T €

Betriebsleistung	 47.500,9 100,0 45.530,5 100,0 1.970,4

95,4

4,1 

0,5

44.439,8 

1.009,1 

81,6

97,6

2,2

0,2

866,7 

923,8

179,9

Betriebskosten und Grundsteuern	 -11.629,0

Instandhaltungsaufwand	 -11.669,3 

Personalaufwand	 -4.410,1 

Abschreibungen	 -6.922,5 

Zinsaufwand	 -4.661,6 

Übrige Aufwendungen	 -2.108,9

-24,5

-24,6

-9,3

-14,6

-9,8

-4,4

-11.360,3 

-8.817,6 

-4.455,1 

-7.934,9 

-4.880,1

-2.017,9

-25,0

-19,4

-9,8

-17,4

-10,7

-4,4

268,7

2.851,7

-45,0

-1.012,4

-218,5

91,0

Betriebsaufwand	 -41.401,4 -87,2 -39.465,9 -86,7 1.935,5

Geschäftsergebnis	 6.099,5

außerordentliches Ergebnis	 0,0

12,8 6.064,6

0,0

13,3 34,9

Zins- und Beteiligungsergebnis	 -14,8 85,5 -100,3

Ergebnis vor Steuern	 6.084,7 6.150,1 -65,4

Ertragsabhängige Steuern	 -408,7 -348,1 -60,6

Ergebnis 31. Dezember	 5.676,0 5.802,0 -126,0

Das Jahresergebnis 2012 in Höhe von 5.676,0 T€ hat sich 

gegenüber dem Vorjahr um 126,0 T€ vermindert.

Die Ursachen liegen hierfür im geringeren Zins- und Beteili-

gungsergebnis, welches im Wesentlichen auf der gegenüber 

dem Vorjahr geringeren Verzinsung der Bankguthaben beruht. 

Die aufgestellten Erfolgspläne der Genossenschaft lassen 

für den Planungshorizont bis zum Jahre 2017 positive Jahr

esergebnisse bei moderat anwachsender Betriebsleistung 

erwarten, so dass die Ertragslage der Genossenschaft als  

sehr gut bewertet werden kann.

01. Januar – 31. Dezember 201101. Januar – 31. Dezember 2012

Die nach diesen Gesichtspunkten zusammengefasste Ertragsrechnung zeigt im Vergleich zum Vorjahr folgendes Bild:
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Die Beamten-Wohnungs-Verein zu Berlin eG ist im Rahmen 

ihrer Geschäftstätigkeit branchenüblichen Risiken ausgesetzt, 

die untrennbar mit dem unternehmerischen Handeln verbun-

den sind. Um Risiken frühzeitig zu erkennen, zu bewerten und 

konsequent zu handhaben, setzen wir wirksame Steuerungs- 

und Kontrollsysteme ein; diese haben wir zu einem einheit-

lichen Risikomanagementsystem zusammengefasst.

Das Risikomanagementsystem unserer Genossenschaft 

ermöglicht einen systematischen und transparenten Umgang 

mit Risiken und ist integraler Bestandteil der wertorientierten 

Unternehmensführung. Damit gehen wir über die rechtlich 

geforderte und vom Wirtschaftsprüfer als geeignet bestätigte 

Risiko-Früherkennung hinaus und identifizieren, messen, 

steuern und überwachen alle die Genossenschaft und ihre 

Tochterunternehmung betreffenden wesentlichen Risiken. 

Zentraler Bestandteil ist ein detailliertes Reporting, welches 

regelmäßig überwacht und weiterentwickelt wird. Dieses 

Reporting beinhaltet als ein Schwerpunkt das Kennzahlen

management, welches sich auf Kennzahlen der Vermietung, 

der baulichen Instandhaltung, des Cashflow, der Liquidität 

und der Bilanzstruktur fokussiert. 

Unser internes Kontrollsystem umfasst aufeinander ab-

gestimmte Grundsätze, Verfahren und Maßnahmen, die 

Geschäfts- und Förderziele in unserer Genossenschaft zu 

erreichen. Wesentliche Ziele sind insbesondere die Sicherheit 

und Effizienz des Vermietungsgeschäfts, die Liquiditätssiche-

rung sowie die Übereinstimmung mit Gesetzen und Richtli-

nien. Zur Erreichung des Kontrollauftrags tragen verschiedene 

prozessintegrierte und prozessunabhängige Überwachungs-

maßnahmen bei. 

Unser wirtschaftliches Handeln zur Erfüllung des Förderauf-

trages bietet gleichzeitig Ansätze für große Chancen. 

Wir sind dann besonders erfolgreich, wenn wir die Bedürf-

nisse unserer Mitglieder in den Mittelpunkt unserer Akti-

vitäten stellen. Das Erschließen und Nutzen von Chancen 

schafft wiederum Mehrwert für unsere Mitglieder und sichert 

die Wettbewerbsfähigkeit unserer Genossenschaft. Das 

frühzeitige und regelmäßige Identifizieren, Analysieren und 

Nutzen von Chancen erfolgt auf Vorstandsebene und in den 

einzelnen Unternehmensbereichen. Wir beschäftigen uns 

hierbei intensiv mit Nutzerwünschen und Nachfragetrends, 

Markt- und Wettbewerbsanalysen, Immobilien- und Liegen-

schaftsvakanzen, relevanten Kostengrößen und wesentlichen 

Erfolgsfaktoren. 

Unsere risikopolitischen Grundsätze sind aus unserem Förder

auftrag und den darauf aufbauenden Unternehmenszielen 

abgeleitet und darauf gerichtet,

• �risikoreiche Geschäfte zu vermeiden,

• �Risiko- und Ergebnisverantwortung zu vereinigen, 

• �Risiken – sofern möglich und wirtschaftlich vertretbar – 

durch den Abschluss auf Versicherungen zu verlagern,

• �das Schadensausmaß und die Eintrittswahrscheinlichkeit 

von Risiken durch geeignete Aktivitäten zu vermindern  

bzw. zu begrenzen,

• �für die selbst zu tragenden Risiken ausreichende Risiko

vorsorge zu treffen.

Einzelrisiken:

Strategische Risiken

Werden Marktentwicklungen oder Trends nicht erkannt, kön-

nen sich hieraus bestandsgefährdende Risiken ergeben. Zur 

Minderung werden die jeweiligen Geschäftsbereiche auf die  

zu treffende Markteinschätzung sensibilisiert und zur Weiter-

gabe im Rahmen des Risikomanagementprozesses angehalten. 

Strategische Risiken im Bereich der Wohnungswirtschaft ent-

Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung
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stehen weitestgehend aus langfristigen Marktveränderungs-

prozessen (Demographie, Bevölkerungsentwicklung, Differen-

zierung der Wohnformen etc.), auf die sich die Genossenschaft 

zielgerichtet einstellen kann. Strategisch ist die Beamten-

Wohnungs-Verein zu Berlin eG zukunftssicher aufgestellt.

Bewirtschaftungsrisiken

Bewirtschaftungsrisiken können im Wohnungsmarkt entste-

hen, wenn sich die konjunkturelle Lage spürbar eintrübt und 

damit die Marktmieten stagnieren, zurückgehen bzw. sich eine 

Entwicklung unterhalb des Preisauftriebes einstellt. Auch 

würde eine Verschlechterung der wirtschaftlichen Rahmen-

daten die finanziellen Möglichkeiten der bestehenden oder 

potenziellen Wohnungsnutzer einschränken. 

Ein Rückgang der verfügbaren Nettoeinkommen – aufgrund 

steigender Arbeitslosigkeit, Abgabenerhöhungen, Steueran-

passungen oder Nebenkostensteigerungen – könnten eben-

falls negativen Einfluss auf die Geschäftsentwicklung  

der Beamten-Wohnungs-Verein zu Berlin eG haben. 

Einem signifikanten Risiko messen wir aufgrund der aktuellen 

Wirtschaftsdaten eine geringe Eintrittswahrscheinlichkeit bei.

Risiken von Forderungsausfällen

Eine Verschlechterung der Sozialstruktur in der Hauptstadt 

könnte im Ergebnis zu erhöhten Forderungsausfällen bei 

den Wohnraummieten führen. Die Genossenschaft begegnet 

diesem Risiko mit einem durchsetzungsfähigen Mietinkasso 

und sozialer Mietschuldenberatung. Im Buchwerk wird dem 

Risiko durch Einzel- und Pauschalwertberichtigungen auf 

Mietforderungen sachgerecht Rechnung getragen. Forderungs-

ausfälle und der Bestand an Forderungsrückständen sind bei 

der Beamten-Wohnungs-Verein zu Berlin eG im Verhältnis zu 

den Umsatzerlösen unterhalb des Branchendurchschnitts.

Baukostenrisiken

Im Bereich des Bauleistungsengagements bestehen das allge-

meine Kostensteigerungsrisiko, das Risiko der Baustoffbeschaf-

fung, das Risiko der Mehrkosten bei Insolvenz der Auftragneh-

mer, das Risiko von Baumängeln und das Risiko ungeplanter 

Nachträge. Die Baukostenrisiken werden bei der Beamten-

Wohnungs-Verein zu Berlin eG als branchenüblich bewertet, 

werden, sofern möglich, durch Versicherungen eingeschränkt 

und finden in der Planungsrechnung Berücksichtigung.

Risiken aus restriktiven Pflichten zum Umweltschutz

Bei der Bewirtschaftung unseres Wohnungsbestandes setzen 

wir auf Nachhaltigkeit und achten bei Instandhaltungsmaß-

nahmen auf den Einsatz energie- und emissionssparender 

Techniken. In jüngster Vergangenheit wurden Umweltauflagen 

und Verordnungen in diesem Kontext verschärft, darüber 

hinausgehende Standards werden in den nächsten Jahren 

erwartet. Preissteigerungen im Bereich der Energieversor-

gung sind vorhersehbar, erhöhte gesetzliche Anforderungen 

an Wärmedämmung und Emissionsreduzierung ebenso. Wir 

werden unserer gesellschaftlichen Verantwortung zum Erhalt 

gesunder Lebensräume gerecht werden, was auf einzelnen 

Betätigungsfeldern auch deutlich über die damit im Zusam-

menhang stehenden gesetzlichen Normen und Pflichten 

hinausgeht. Damit einhergehende Investitionserfordernisse 

finden in der Planungsrechnung Berücksichtigung.

Rechtliche Risiken

Rechtliche Risiken können zu Verlusten, ungeplanten Bau-

kosten oder Bauverzug für die Genossenschaft führen, sofern 

beispielhaft rechtliche Vorschriften nicht eingehalten werden, 

neue oder geänderte Gesetze nicht zur faktischen Umsetzung 

gelangen oder Verträge nicht die notwendige rechtliche Absi-

cherung enthalten.

Durch externe und interne Rechtsberatung, Verbandsinfor-

mation, dem Einsatz von Versicherungen und Literatur- und 

Branchenrecherche identifizieren wir diesbezügliche Risiken 

und dämmen diese wirksam ein. 

IT-Risiken

Die Beamten-Wohnungs-Verein zu Berlin eG nutzt GES als  

IT-Anwendung und wohnungswirtschaftliche Spezialsoftware. 

Wesentliche Risiken auf diesem Gebiet sind zurzeit nicht 

erkennbar. Grundsätzlich besteht jedoch das Risiko eines 

Totalausfalles der elektronischen Anwendungen, der zu erheb-

lichen Störungen der Geschäftsabläufe führen könnte. Neben 

dem Einsatz eigenen Personals, unterhält die Beamten-Woh-

nungs-Verein zu Berlin eG deshalb mit ihren IT-Dienstleistern 

funktionsfähige Betriebs-, Wartungs- und Administrations-

verträge sowie wirksame Überwachungsmechanismen, womit 

einem Systemausfall und damit einhergehenden Datenverlust 

entgegen gewirkt wird. 

Weiterhin hat die Genossenschaft wiederholt auch im 
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Berichtszeitraum maßgebliche Investitionen in Hard- und 

Software getätigt, die das technologische Risiko weiter 

dezimieren. 

Personalwirtschaftliche Risiken

Einen entscheidenden Faktor für den geschäftlichen Erfolg 

unserer Genossenschaft stellen unsere Mitarbeiter mit ihrem 

Wissen, ihren Fähigkeiten und Erfahrungen dar. Es besteht 

grundsätzlich die Gefahr, dass gute und qualifizierte Mitarbei-

ter mit wertvollem Potenzial nicht im Unternehmen gehalten 

werden können. Durch ein modernes Arbeitsumfeld, zukunfts-

sichere Arbeitsplätze, finanzielle und nicht finanzielle Anreize 

sowie Weiterbildungsofferten und Möglichkeiten des beruf-

lichen Aufstiegs wirken wir diesem Risiko entgegen. 

Zinsänderungs- und Kursrisiken

Das Zinsänderungsrisiko bezogen auf das Darlehensportfolio 

wird durch einen abgestimmten Laufzeitenfächer bei den 

Kreditengagements und durch Zinsabsicherungsinstrumente 

reduziert. Geldanlageprodukte haben kurz- bis mittelfristigen 

Anlagehorizont und deren Zinsänderungsrisiko wird bei der 

Planung des Zins- und Beteiligungsergebnisses konservativ 

berücksichtigt. Spekulative Anlageprodukte finden sich nicht 

im Anlageportfolio der Genossenschaft.

Für die Genossenschaft überwiegen zusammengefasst be-

trachtet, nicht zuletzt aufgrund der stabilen Entwicklung im 

Kerngeschäft der Hausbewirtschaftung, die Chancen. Dabei 

gibt es bei der Genossenschaft im Bereich Risikomanagement 

einen wesentlichen Grundsatz: Risiken werden nur eingegan-

gen, wenn diese unvermeidlich bzw. ihnen adäquater Nutzen 

und Chancen gegenüber stehen. 

Chancen ergeben sich vor allem aus:

• �der geringen Leerstands- und Fluktuationsrate der  

Genossenschaft,

• �dem Vermietungsstandort Berlin, welcher hervorragende 

Wachstumsaussichten bietet,

• den langjährigen Geschäfts- und Kooperationsbeziehungen,

• �den unterdurchschnittlichen Nutzungsentgelten, welche eine 

nachhaltige Nachfrage sichern,

• �dem ca. 14.300 Personen umfassenden Mitgliederbestand, 

der eine solide Geschäfts- und Nachfragebasis bietet,

• �dem positiven Image sowie den erfolgreichen Marketing-

maßnahmen,

• �der soliden Finanzierungsstruktur und hohen Eigen

kapitalquote,

• �den hohen stillen Reserven bei der bilanziellen Bewertung 

des Immobilienvermögens, 

• �dem überdurchschnittlichen baulichen Zustand der  

Wohngebäude, deren guten Wohnlagen und attraktiven 

Wohnungsgrundrissen,

• �dem Umstand, in der Rechtsform einer Genossenschaft 

organisiert zu sein, 

• dem aktuell günstigen Zinsniveau, 

• �dem bestehenden Erfahrungsgewinn bei Mitarbeitern  

und Management, 

• �dem überdurchschnittlichen Cashflow aus laufender  

Geschäftstätigkeit. 

Gesamteinschätzung: Keine bestandsgefährdenden Risiken

Nach unserem Kenntnisstand ist die Beamten-Wohnungs-

Verein zu Berlin eG keinen Risiken ausgesetzt, die ihren 

Fortbestand direkt oder indirekt gefährden könnten. 

Nach Abschluss des Geschäftsjahres 2012 haben sich keine 

weiteren über den berichteten Umfang hinausgehenden 

Geschäftsvorfälle ergeben. 

Hinsichtlich der wirtschaftlichen Stabilität wird die Beamten-

Wohnungs-Verein zu Berlin eG nur unterdurchschnittlich von 

risikobehafteten Faktoren beeinflusst. 

Strategische Entwicklung – Ein Ausblick
Die Entwicklung der Beamten-Wohnungs-Verein zu Berlin 

eG im Geschäftsjahr 2012 entsprach unseren Erwartungen 

und Planungsrechnungen. Gleiches gilt für die geschäftliche 

Entwicklung der Genossenschaft in den ersten Monaten des 

Geschäftsjahres 2013. 

Insbesondere verschafft uns das überdurchschnittlich positive 

Preis-Leistungs-Verhältnis unseres Wohnungsangebotes in 

Kombination mit beständiger Dienstleistungsqualität rege 

Wohnungsnachfrage und Mitgliederwachstum. 

Das Effizienzgebot der geschäftlichen Tätigkeit führt darüber 

hinaus zur Managementaufgabe, die Kostenstruktur laufend 
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zu überprüfen und Potenziale zur Kostenreduzierung zu 

erschließen bzw. den Wert eingesetzter Investitionen zu 

optimieren. Zielsetzung hierfür ist, den Mitgliedernutzen zu 

stabilisieren bzw. weiter zu erhöhen. 

Politische Entscheidungen und die sozio-demographische 

Entwicklung in Deutschland sorgen für tiefgreifende Ver-

änderungen im Wohnungsmarkt. Gefragt sind zukunfts

weisende Ideen in den Bereichen Modernisierung, Sanierung, 

Instandhaltung und innovative Lösungen zum Beispiel für die 

Bereiche Energie und nachhaltiges Bauen. Um die Zukunfts

fähigkeit der Wohnungswirtschaft und ihrer Wohnungsbe-

stände sicherzustellen, sind Maßnahmen und Investitionen  

in größerem Umfang erforderlich. 

In unserer strategischen Geschäftspolitik werden daher die 

investive Vorsorge, die Rücklagenbildung und ein hoher 

Investitionsgrad wesentliche Bausteine bilden.

Die Planungs- und Prognoserechnung für die nächsten Jahre 

lassen weder wirtschaftliche noch finanzielle Engpässe erwar-

ten. Im Gegenteil ist bei planmäßigem Geschäftsverlauf mit 

einer weiteren Verbesserung der Effizienz, der betriebswirt-

schaftlichen Kennzahlen und der Finanzierungsstruktur  

zu rechnen. 

Unsere unternehmerischen Anstrengungen konzentrieren sich 

in der Zukunft auf folgende Bereiche: 

•	� nachhaltige, wertsteigernde Bestandsbewirtschaftung,  

bei hohem Vermietungserfolg,

•	 nachhaltige Mitgliederzufriedenheit,

•	� Maßnahmen der technischen und baulichen Gebäudeerhal-

tung unter Beachtung unserer ökonomischen, energetischen 

und sozialen Zielsetzungen, 

•	� Prüfung und Umsetzung von Möglichkeiten der Bestands

erweiterung im Sinne von Zukauf von Bestandsimmobilien 

und Neubaumaßnahmen,

•	 Vitalisierung des genossenschaftlichen Ehrenamtes, 

•	� Kennzahlenoptimierung zur dauerhaften Sicherung der 

geschäftlichen Tätigkeit und wirtschaftlicher Vorsorge. 

Bei der geschäftspolitischen Entwicklung werden wir nach

folgende Aspekte im Besonderen beachten: 

Sozio-demographischer Wandel 

Der demografische Wandel zeichnet sich durch grundlegende 

Änderungen in der Bevölkerungszahl und -zusammensetzung 

aus. Diese sind Ergebnis einer gestiegenen Lebenserwartung, 

einer niedrigen Geburtenrate, des späteren Zeitpunkts, zu dem 

Eltern ihr erstes Kind bekommen sowie der Zu- und Fortzüge 

unterschiedlicher Bevölkerungsgruppen. Der Wandel betrifft 

den Altersaufbau der Gesellschaft, die ethnische und kulturelle 

Vielfalt genauso wie den Rückgang traditioneller Haushalts- 

und Familienstrukturen. Vorstand und Aufsichtsrat haben die 

sich hieraus ergebenden Veränderungen auf dem Berliner 

Wohnungsmarkt erörtert und Maßnahmen identifiziert, die 

unsere Genossenschaft hierauf strategisch vorbereitet. 

Hausbewirtschaftung

Hinsichtlich des Vermietungsergebnisses befindet sich die 

Genossenschaft auf dem Niveau des betrieblichen Opti-

mums. Eine signifikante Steigerung der Vermietungsquote 

ist nicht zu erwarten. Gleiches gilt für leerstandsbedingte 

Erlösschmälerungen, die im Wesentlichen natürlicher Fluk-

tuation entsprechen und sich deutlich unterhalb regionaler 
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Vergleichswerte einordnen. Hinsichtlich der Entwicklung der 

Nutzungsgebühren bestehen im Hinblick auf heranzuziehende 

Mietspiegelwerte oder ortsübliche Neuvermietungsentgelte 

Erhöhungspotenziale, welche die Genossenschaft mit Blick 

auf den satzungsgemäßen Auftrag nicht vollständig erschlie-

ßen wird. Nach unserem internen Miethöhesystem werden 

jedoch bestehende Mietniveauunterschiede für vergleichbaren 

Wohnraum abgebaut. 

Ertrags- und Liquiditätslage 

Hinsichtlich der operativen Geschäftstätigkeit erwarten wir in 

den nächsten Jahren eine beständig positive Ertragsentwick-

lung. Dabei besteht die Absicht, die Jahresüberschüsse auf 

dem hohen Niveau der Vorjahre zu erhalten und regelmäßig 

Liquiditätsüberschüsse zu erwirtschaften. Damit wird sicher-

gestellt, dass durch wirtschaftliche Stabilität die Unsicher-

heiten der Zukunft wirkungsvoll abgeschirmt werden. 

Entwicklung der Vermögenslage

Der Vorstand sieht für die kommenden Geschäftsjahre 

Chancen, den vorhandenen Wohnungsbestand durch Be

standsakquisitionen oder Neubaumaßnahmen maßvoll zu 

ergänzen. Dabei wird darauf zu achten sein, zur Finanzierung 

dieser Investitionsentscheidungen einen angemessenen 

Eigenkapitalanteil einsetzen zu können. 

Mitgliederbindungs- und Mitgliedergewinnungsinstrumente 

Bereits aus dem Selbstverständnis der genossenschaftlichen 

Idee heraus ergibt sich, dass wir angehalten sind, dass Mit-

glieder ihr Dauernutzungsrecht an ihren Wohnungen auch 

dauerhaft nutzen können. 

Die Genossenschaft hat kontinuierlich zeitgemäße 

Konzepte und Ideen entwickelt bzw. umgesetzt, die helfen, 

die Bindungswirkung zu verstärken. Besonderes Augenmerk 

richtet sich dabei auf die genossenschaftliche Rückvergütung 

als Partizipationsmöglichkeit der wohnenden Mitglieder am 

Geschäftserfolg und der Wohntreue als einen bestimmenden 

Faktor bei der Mietpreisbildung. 

Wir sehen grundsätzlich Vorteile in dem sich bereits seit 

Jahren erhöhenden Mitgliederbestand. Sichert dieser  

doch beständige Wohnungsnachfrage und ist Ausdruck  

der positiven Wahrnehmung unseres Förderauftrages.

Unternehmensfinanzierung und Tilgung 

Die Beamten-Wohnungs-Verein zu Berlin eG wird neben der 

kontinuierlichen und plangemäßen Tilgung der Fremdkapital

bestände den außerordentlichen Abbau von Kreditengage-

ments durch Darlehensablösungen fortsetzen. Darüber hinaus 

wird die Genossenschaft das aktuell günstige Zinsniveau 

nutzen, um Finanzierungsvorteile und eine Optimierung der 

Finanzierungsstruktur zu erreichen. 

Bei planmäßigem Geschäftsverlauf rechnen wir zukünftig mit 

grundsätzlich über den Abschreibungen liegenden Tilgungen 

und damit einem kontinuierlichen Rückgang des Zinsauf-

wandes im Verhältnis zu den Umsatzerlösen. Bei außer-

planmäßigem Kreditbedarf bestehen für die Genossenschaft 

ausreichende Kreditlinien und Finanzierungsalternativen, 

welche durch das Immobilienvermögen ausreichend besichert 

werden können.

Die Finanzierungsstrategie der Beamten-Wohnungs-

Verein zu Berlin eG ist durch Eigenkapital und langfristige 

Finanzierungen geprägt. Neben klassischen Bankfinanzie-

rungen in Form von Hypothekendarlehen setzen wir gezielt 

auch Darlehen von banknahen Instituten (Versicherungen, 

Anstalten des öffentlichen Rechts etc.) ein. Die Darlehen 

werden regelmäßig mit langen Laufzeiten und festen Zins

sätzen ausgestattet.

Dividendenausschüttungen

Die unternehmerische Planungsrechnung der Genossenschaft 

für die nächsten Jahre geht von jährlichen Dividendenaus-

schüttungen in der Größenordnung von 4 % aus. Aus heutiger 

Sicht lässt sich die Ausschüttungsbelastung mit Blick auf die 

Rücklagenbildung, die Eigenkapitalrentabilität und die prog

nostizierten Cashflow-Ergebnisse rechtfertigen. 

Der Vorstand führt die Mitgliedertreue und das spürbare 

Wachstum des Mitgliederbestandes und deren Einlagen nicht 

zuletzt auch auf die Konstante bei der Dividendenausschüt-

tungspolitik zurück. 

Werte erhalten, Werte steigern 

Beim Thema Dienstleistungsqualität und dem sozialen als 

auch integrativen Engagement in den Wohnanlagen sind 

die motivierten, engagierten und fachgerecht ausgebildeten 

Mitarbeiter ein zentraler Erfolgsfaktor. Sie bilden die Basis 

für die Umsetzung der nachhaltigen Unternehmensstrategie 



Geschäftsbericht 2012    37

und leisten damit einen wertvollen Beitrag für eine gesicherte 

Zukunft unserer Genossenschaft. 

Nach Auffassung des Vorstandes ist die Partizipation der 

Mitarbeiter an der unternehmerischen Entwicklung und ein 

zeitgemäßes Vergütungs-, betriebliches Altersversorgungs- 

und Weiterbildungssystem ein Schlüsselfaktor. 

Öffentlichkeitsarbeit und positives Image

Ein positives Image entwickelt sich langsam und ist ein 

ständiger, den Geschäftsverlauf begleitender, Prozess. 

Durch unsere Instrumente der Öffentlichkeitsarbeit wollen  

wir informieren und die Reputation unseres Hauses vermit-

teln. Wir wollen unsere Kompetenzen, Leistungsfähigkeit  

und den Expertenstatus als Marke etablieren. 

In diesem Zusammenhang werden wir neben der traditio-

nellen wohnungswirtschaftlichen Kompetenz auch unser 

soziales Profil herausstellen. Hierzu wird unter dem Slogan 

„BWV-Bewegt etwas!“ nicht nur das Ehrenamt gestärkt, 

sondern auch bürgerschaftliches Engagement erzeugt und 

stabile Nachbarschaften in unseren Wohnanlagen erhalten.

Im Herbst 2013 werden wir auf dem Gelände unserer Ge-

schäftsstelle in der Lutherstraße 11 in 12167 Berlin unser 

BWV-Café eröffnen. Dieses wird multifunktional zur 

Mitgliederbegegnung, gemeinschaftlicher Freizeitgestaltung, 

als Besprechungslokalität und nicht zuletzt auch als Pausen-

raum für unsere Mitarbeiter dienen. Damit ergänzt das Café als 

weiterer Baustein unser soziales genossenschaftliches Profil. 

Mit Selbstbewusstsein, Stolz und Zuversicht blicken wir  

auf die erreichten Ziele und sehen in den vor uns liegenden 

Aufgaben große Chancen für eine gedeihliche Entwicklung 

unserer Genossenschaft. 

Die Beamten-Wohnungs-Verein zu Berlin eG ist leistungs

fähig, ertragsstark, flexibel und innovativ. Wir verfügen über 

gut ausgebildete und erfahrene Mitarbeiter, die sich neben  

der fachlichen Expertise auch der sozialen Verantwortung  

und traditioneller Grundsätze bewusst sind. 

Wir danken allen Mitgliedern und Wohnungsnutzern, Ge-

schäftspartnern und Gremienmitgliedern sowie insbesondere 

den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern für ein erfolgreiches 

Jahr 2012. Besonderer Dank gebührt allen Mitgliedern und 

Helfern, die sich in ehrenamtlicher Tätigkeit für die Genossen-

schaft und intakte Nachbarschaften engagiert haben. 

Berlin, den 02. Mai 2013

Der Vorstand 

Einsle	 Silbe
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Berlin, den 02. Mai 2013	 Der Vorstand

	 Einsle	 Silbe

Der Jahresüberschuss des Geschäftsjahres	

und der Gewinnvortrag aus dem Vorjahr	

führen nach Einstellung in die
gesetzlichen Rücklagen	 -600.000,00 

Bauerneuerungsrücklagen	 0,00

andere Ergebnisrücklagen	 -4.400.000,00 

	

zu einem Bilanzgewinn per 31. Dezember 2012 in Höhe von	

2012

€

5.676.032,92 

49.555,33

 

 

-5.000.000,00 

725.588,25

Vorstand und Aufsichtsrat haben in gemeinsamer Sitzung am 02.05.2013 beschlossen, 
der Vertreterversammlung folgende Verwendung des Bilanzgewinns vorzuschlagen:

1.	 4,00 % Dividende auf die zu Beginn des Geschäftsjahres vorhandenen Geschäftsguthaben	 720.910,84 

2.	 Gewinnvortrag auf neue Rechnung	 4.677,41 

Insgesamt	 725.588,25

 €

Gewinnverwendungsvorschlag
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gemäß Genossenschaftsgesetz und Satzung hat der Aufsichts-

rat den Vorstand zu fördern, zu beraten und zu überwachen.

Im Jahr 2012 hat er sich vom Vorstand in sieben gemeinsamen 

Sitzungen durch mündliche und schriftliche Berichte sowie 

umfassendes Belegmaterial über die Lage der Genossenschaft 

und wesentliche Vorgänge der Prüfung unterrichten lassen 

und seine Beratungs- und Überwachungspflichten in vollem 

Umfang wahrgenommen. 

Schwerpunktmäßig hat er sich ausführlich mit ergebnisrele-

vanten Einflussfaktoren auf die wirtschaftliche Situation und 

Perspektiven unserer Genossenschaft befasst. Zwischen den 

Sitzungsgremien des Aufsichtsrates und seiner Ausschüsse 

wurde der Aufsichtsratsvorsitzende ausführlich unterrichtet.

Bauausschuss
Im Berichtszeitraum haben die Mitglieder des Ausschusses 

unter dem Vorsitz von Herrn Terlinden in mehreren Sitzungen 

und einigen Ortsbesichtigungen über die Bautätigkeit infor-

miert, den Bauhaushalt beraten und dem Gesamtgremium 

Beschlussempfehlungen gegeben. Ein regelmäßiger Abgleich 

der jeweiligen Bausummen und des Baufortschritts haben 

stattgefunden. Notwenige Anpassungen und Änderungen 

sind ausführlich erläutert, beraten und erörtert worden.

Die Fortschreibung des Bauhaushaltes wurde entsprechend 

den Anregungen der Mitglieder des Ausschusses und den 

Erfordernissen unter Berücksichtigung der baulichen und 

wirtschaftlichen Notwendigkeit jeweils angepasst.

Regelmäßige Besprechungspunkte des Bauausschusses sind:

• Fortschreibung der Baubudgetplanung 

• ��Maßnahmenplan der Bauvorhaben mit Zeitplan für  

das aktuelle Jahr

• 5-Jahresplanung

• Rechtsstreitigkeiten aus dem Baubereich

Schwerpunktthemen im Jahr 2012

• �Energetische Maßnahmen Möglichkeiten und Alternativen 

am Beispiel der Wohnanlage Rudow

	 - Aufbringung von Fassadendämmungen 

	 - Lichteinfallveränderung

	 - Kellerdämmung

	 - Variantenvergleich mit Kosten

• �Wirtschaftlichkeitsbetrachtung von Solaranlagen

	 - Gegenüberstellung Investition zum Ertrag

• ��Auswertung altersgerechter Umbaumaßnamen aus dem  

Jahr 2011

	 - Finanzierung durch die Genossenschaft

	 - Finanzierung durch Nutzer

	 - Zuschüsse Pflegekasse

Darüber hinaus wurden gemeinsam mit dem Vorstand und 

der technischen Abteilungsleitung Besichtigungsfahrten 

durchgeführt, um sich über geplante Maßnahmen, bereits im 

Bau befindliche Umsetzungen und perspektivische Bauvor-

haben zu informieren und sich vor Ort ein eigenes Bild vom 

baulichen Zustand zu machen. Im Jahr 2012 sind folgende 

Wohnanlagen besichtigt worden:

	 - Johannisthal I und II

	 - Helenenhof

	 - Niederschönhausen

	 - Kleingartenanlage Heinersdorf

	 - Prenzlauer Berg I

Finanz- und Prüfungsausschuss 
Der Finanz- und Prüfungsausschusses hat in der Berichts

periode erneut die gesamtwirtschaftliche Lage und deren 

Einfluss auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage unserer 

Genossenschaft erörtert. Insbesondere die Staatsschuldenkri-

se südeuropäischer Eurostaaten und die Zentralbankpolitik 

mit einhergehender massiver Geldmengenausweitung, 

Zinsänderungsrisiken und Inflationsgefahren werden seitens 

der Ausschussmitglieder kritisch gesehen.

Bericht des Aufsichtsrates
Sehr geehrte Damen und Herren,

liebe Mitglieder,



 

Dennoch sieht der Finanz- und Prüfungsausschuss aktuell 

keine erheblichen Gefahren, welche die wirtschaftliche 

Leistungsfähigkeit und Ertragslage der Genossenschaft in der 

Weise beeinflussen könnten, dass der Förderauftrag und die 

Planungsansätze des Vorstands nicht erfüllt werden könnten.

Einen Schwerpunkt der Arbeit des Finanz- und Prüfungs-

ausschusses bildete die Beratung mit dem Vorstand zum 

Thema der strategischen Finanz- und Unternehmenspolitik. 

Die finanzwirtschaftliche Ausrichtung z.B. hinsichtlich an-

zustrebender Eigenkapitalquote, der Finanzierungsstruktur, 

der Ertrags- und Renditeziele, der Schuldendienstquote oder 

sachgerechter Liquiditätsreserven und Rücklagenbildung wur-

den intensiv erörtert. Die vom Vorstand gesetzte Ausrichtung 

und die damit verbundenen Zielvorgaben wurden begrüßt und 

als sach- und zukunftsgerecht bewertet. Gleiches gilt für das 

analysierte Verhältnis von Ergebniserwirtschaftung, baulichen 

Investitionen und Nutzungsgebührenniveau. 

Darüber hinaus wurden vom Vorstand Fragen der Ausschuss-

mitglieder zur Kostenentwicklung des Geschäftsstellenumbaus 

und von Gemeinschaftsveranstaltungen beantwortet. 

Die insgesamt durch den Finanz- und Prüfungsausschuss 

als erfreulich und branchenüberdurchschnittlich bewertete 

wirtschaftliche Entwicklung der Genossenschaft in der 

Berichtsperiode wurde durch die positive Bonitätsanalyse 

der Deutschen Bundesbank mit dem Testat „notenbankfähig“ 

bestätigt und unterstrichen. 

Die gesetzlich vorgeschriebene Prüfung zwecks Feststellung 

der wirtschaftlichen Verhältnisse und der Ordnungsmäßigkeit 

der Geschäftsführung einschließlich der Behandlung der vom 

Aufsichtsrat vorgegebenen Prüfungsschwerpunkte zur Bewer-

tung der strategischen Investitionslenkung für die Bestands-

gebäude (Organisationsstruktur und Planungsrechnung, Höhe 

der Erhaltungsinvestitionen, Angemessenheit der Instandhal-

tung, Zusammensetzung des Baubudgets) ist durch den Ver-

band Berlin-Brandenburgischer Wohnungsunternehmen e.V. 

auf der Grundlage des Jahresabschlusses unter Einbeziehung 

der Buchführung und des Lageberichts für das Geschäftsjahr 

2012 durchgeführt worden.

Die Ablauf- und Aufbauorganisation der Genossenschaft 

berücksichtigt nach Auffassung des Prüfungsverbandes die 

Grundsätze der Funktionstrennung. Das eingerichtete Über-

wachungssystem ist geeignet, die Entwicklungen, die den 

Fortbestand der Genossenschaft gefährden könnte, früh-

zeitig zu erkennen.

Das Bilanzwerk ist für beweiskräftig erklärt worden. Der Bestä-

tigungsvermerk wurde uneingeschränkt erteilt. Der Aufsichtsrat 

hat den Prüfungsbericht des gesetzlichen Prüfungsverbandes 

am 2. Mai 2013 in Anwesenheit des Prüfungsdienstleiters ein

gehend beraten und festgestellt, dass keine Beanstandungen 

zu erheben sind.

Der Aufsichtsrat empfiehlt den Mitgliedern der Vertreter

versammlung nach eingehender Prüfung: 

•	�� den Bericht über das Geschäftsjahr 2012 und  

den Lagebericht anzunehmen,

•	�� den Jahresabschluss 2012 in der vorgelegten  

Form festzustellen,

•	� dem Vorschlag des Vorstandes und Aufsichtsrates zur 

Verwendung des Bilanzgewinns für das Geschäftsjahr 2012 

zuzustimmen und 

•	�� dem Vorstand für das Geschäftsjahr 2012 Entlastung  

zu erteilen.

Der Aufsichtsrat dankt der Geschäftsleitung, allen Mitarbeitern 

und den Mitgliedern der örtlichen Selbstverwaltung für die im 

Geschäftsjahr 2012 erfolgreich geleistete Arbeit zum Wohl un-

serer Genossenschaft und vertraut auf ein gedeihliches Zusam-

menwirken aller für die Zukunft.

Berlin, den 06. Mai 2013

Horst Plickert

Aufsichtsratsvorsitzender
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Erläuterungen zum Jahresabschluss

Bilanz zum 31. Dezember 2012
Die Zahlen des Jahresabschlusses 2011 werden in Klammern angegeben.				  

Anlagevermögen		  224.198.660,05 € 
	 (229.665.711,31 €)

Zur Zusammensetzung und Entwicklung des Anlagevermögens wird im Einzelnen auf den 
Anlagenspiegel im Anhang verwiesen.

Ausgewiesen werden: 	 T €

Immaterielle Vermögensgegenstände	 1,5

Gebäudewerte		  147.527,3 

Grundstückswerte		 76.019,9

Bewegliches Anlagevermögen			   392,7

Finanzanlagen			   243,1

Bauvorbereitungskosten	 12,0

Geleistete Anzahlungen		  2,2

	 224.198,7

AKTIVA

Die Zugänge betreffen: 		   T €

Immaterielle Vermögensgegenstände	 0,4

Anschaffungskosten Grundstücke mit Wohnbauten		  293,1

Baukosten für Modernisierungs- und Ausbauvorhaben		  1.007,7

Ankauf von beweglichem Anlagevermögen		  151,0

	 1.452,2
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Die Abgänge betreffen: 	 	  T €

Teilwertabschreibungen auf Gebäudewert	 857,2

Abgang von Gegenständen der Betriebs- und Geschäftsausstattung	 16,6 

Abschreibung von Baukosten (Umgliederung)	 162,2 

1.036,0 

Die Abschreibungen im Anlagevermögen werden wie folgt vorgenommen (% p.a.): 

Wohnbauten	 2 / 2,5

Außenanlagen/Einbauküchen	 10

Andere Bauten	 1,5 / 3

Technische Anlagen	 10 - 25

Betriebs- und Geschäftsausstattung	 10 - 33,33

Geringwertige Wirtschaftsgüter	 100

Umlaufvermögen

Unfertige Leistungen 	 12.457.800,77 €
(12.196.271,19 €)

Es werden abzurechnende Heiz- und Warmwasserkosten, Aufzugskosten 
und andere Betriebskosten für den Abrechnungszeitraum 2012 ausgewiesen.			 

Andere Vorräte 	 73.830,68 €
(26.100,00 €)

Ausgewiesen werden Heizölbestände (86.000 Liter).

%



    Geschäftsbericht 201244

Forderungen aus Vermietung		  285.658,70 €
	 (191.443,56 €)
Die Forderungen aus rückständigen Mieten und Umlagen betragen 334,9 T€ .					   
Entsprechend dem Kreditrisiko wurde eine Pauschalwertberichtigung in Höhe  					   
von 18,6 T€ vorgenommen, die Einzelwertberichtigungen betragen 30,7 T€ .					   

Sonstige Vermögensgegenstände		  681.666,42 €
	 (415.690,30 €)

Ausgewiesen werden:		  T€

Erstattungsansprüche u. Ä.			  240,8

Forderungen an das Finanzamt		  176,6

Überzahlungen			   164,3

Ansprüche aus Miet- und Räumungsklagen		  47,3

Übrige Forderungen 			   52,7

	 681,7

Forderungen an verbundene Unternehmen		  27.294,38 €
	 (38.245,97 €)
Unter diesem Posten werden die Forderungen an die Hennigsdorfer Siedelungs-					   
gesellschaft mbH aus Sachleistungen durch die Genossenschaft ausgewiesen.					   
In dem Betrag ist auch die Forderung aus der Abführung des Jahresergebnisses					   
2012 der Hennigsdorfer Siedelungsgesellschaft mbH an die Beamten-Wohnungs-					   
Verein zu Berlin eG enthalten (6,3 T€).
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Die Forderungen an das Finanzamt enthalten:	

T €

Einbehaltende Kapitalertragsteuer und Solidaritätszuschlag	 174,0

Umsatzsteuer u.a.				    2,6

		  	 176,6

Kassenbestand, Guthaben bei Kreditinstituten		  23.070.979,48 €
(17.129.350,16 €)

Zusammensetzung: 	 T €

Kasse inkl. Postwertzeichen		  7,5

Guthaben bei Kreditinstituten		

- auf laufenden Konten		  17.063,5

- auf Festgeldkonten		  6.000,0

23.071,0

Geldbeschaffungskosten	 111.966,21 €
(139.908,35 €)

Die Abschreibungen erfolgen über den Zeitraum der Zinsfestschreibungen.

Andere Rechnungsabgrenzungsposten	 62.359,90 €
(183.231,31 €)

Abgegrenzt wurden für 2012 Ausgaben für die Hausbewirtschaftung (6,0 T€),  
vorausgezahlte Versicherungsaufwendungen (54,4 T€), Leasinggebühren (1,1 T€)  
sowie sonstige Kosten (0,8 T€).					   
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Geschäftsguthaben		  21.198.768,48 €
	 (18.390.279,23 €)

Hinsichtlich der Mitgliederbewegung wird auf die Ausführungen im Anhang verwiesen.

PASSIVA

Ergebnisrücklagen		  95.000.000,00 €
	 (90.000.000,00 €)

Die Einstellungen in 2012 betreffen die gesetzliche Rücklage (600 T€) und die anderen  
Ergebnisrücklagen (4.400 T€). Vorstand und Aufsichtrat haben am 02.05.2013 nach 
gemeinsamer Beratung durch getrennte Abstimmung über die Einstellungen in die  
Rücklagen sowie über den Vorschlag zur Verwendung des Bilanzgewinns entschieden.

Bilanzgewinn		  725.588,25 €
	 (703.672,37 €)

Der Bilanzgewinn des Geschäftsjahres 2012 ergibt sich aus:		   T €

Gewinnvortrag		  49,6

Jahresüberschuss		 5.676,0 

Einstellung in die Rücklagen	 -5.000,0

725,6

Sonderposten für Investitionszulage		  162.616,86 €
	 (168.871,35 €)

Entsprechend dem Abschreibungssatz der Gebäude (2,5 %) wird der Sonderposten jährlich aufgelöst.

Rückstellungen für Pensionen und ähnliche Verpflichtungen		  5.847.353,00 €
	 (5.676.415,00 €)
Die Pensionsrückstellungen beruhen auf Pensionszusagen (bis 31.07.1999) für aktive und ausgeschiedene  
Mitarbeiter der Genossenschaft sowie für die Hinterbliebenen ehemaliger Betriebsangehöriger. 
 
Dem Ausweis der Pensionsrückstellungen liegt ein versicherungsmathematisches Gutachten unter  
Berücksichtigung der Heubeck-Richttafeln (2005G) bei Ansatz eines Rechnungszinssatzes von 5,04 %  
(Vorjahr 5,14 %) entsprechend § 253 Abs. 2 Satz 2 HGB zu Grunde.
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Steuerrückstellungen	 266.716,86 €
	 (258.912,22 €)
Ausgewiesen werden Rückstellungen für Körperschaftsteuer und Solidaritätszuschlag entsprechend  
der Ausschüttungsbelastung für die Dividendenausschüttung 2012, die zu erwartende  
körperschaftsteuerliche Tarifbelastung 2012 und für die Gewerbesteuer 2012.

Sonstige Rückstellungen	 2.092.262,04 €
	 (2.782.695,40 €)

Zur Erläuterung dieser Position wird auf die Ausführungen im Anhang verwiesen.

Verbindlichkeiten

Die Fristigkeiten der nachfolgend genannten Verbindlichkeiten sowie deren Sicherung sind im 
Verbindlichkeitenspiegel ersichtlich.

Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten	 60.435.735,31 €
	 (65.959.189,85 €)

 	 T €

Stand 01. Januar 2012	 65.959,2

Zugänge			  60,8

Planmäßige und außerplanmäßige Tilgungen	 -5.528,8

Abgang Zinsverbindlichkeiten	 -55,5

Stand 31. Dezember 2012 	 60.435,7

Die Zugänge setzen sich wie folgt zusammen:	

T €

Darlehensanteile aus Aufwendungshilfen	 5,5

Zinsverbindlichkeiten	 55,3

60,8
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Verbindlichkeiten gegenüber anderen Kreditgebern		  57.875.360,96 €
	 (59.719.671,32 €)

					   

T €

Stand 01. Januar 2012		  59.719,7 

Zugänge (Restauszahlung eines Darlehens)		  0,0

Planmäßige und außerplanmäßige Tilgungen	 -1.844,3

Stand 31. Dezember 2012		  57.875,4
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Erhaltene Anzahlungen		  12.470.726,50 €
	 (12.472.057,83 €)

In dieser Position werden die erhaltenen Anzahlungen auf abzurechnende Umlagen für   
Heiz- und Warmwasserkosten, Aufzugskosten und sonstige Betriebskosten für 2012 ausgewiesen.	

Verbindlichkeiten aus Vermietung		 312.436,02 €
	 (169.634,54 €)

Diese Position enthält Verbindlichkeiten aus Mieten, Gebühren und Umlagen.

Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen		  3.390.964,89 €
	 (3.286.155,51 €)

Unter dieser Position sind die Verbindlichkeiten aus Bau-, Modernisierungs- und Instandhaltungs- 
leistungen, Sicherheitseinbehalte sowie die übrigen Verbindlichkeiten aus Lieferungen und  
Leistungen erfasst.									       

Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen Unternehmen		  169.390,14 €
	 (134.827,55 €)

Unter dieser Position werden die Verbindlichkeiten gegenüber der Tochtergesellschaft Hennigs-
dorfer Siedelungsgesellschaft mbH gezeigt (z.B. Handwerker- und Hauswartleistungen für die
Beamten-Wohnungs-Verein zu Berlin eG).	

Sonstige Verbindlichkeiten		 1.015.931,28 €
	 (257.215,98 €)

davon aus Steuern	 5.704,90 €
	 (4.637,64 €)

davon im Rahmen der sozialen Sicherheit	 26.915,27 €
	 (37.953,04 €)

Passiver Rechnungsabgrenzungsposten		  6.366,00 €
	 (6.354,00 €)

Ausgewiesen werden Mietvorauszahlungen für Gästewohnungen der Genossenschaft.
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Gewinn- und Verlustrechnung vom 01. Januar 2012 bis 31. Dezember 2012
Die Zahlen des Jahresabschlusses 2011 werden in Klammern angegeben.

Umsatzerlöse aus der Hausbewirtschaftung		  45.306.526,99 € 
	 (44.439.829,47 €)

Die Umsatzerlöse enthalten: 	 T €

Sollmieten	 33.005,3

Abgerechnete Umlagen		  12.324,9

Öffentliche Fördermittel		  339,8

Gebühren und Umlagen für Keller, Gartenbenutzung,
Gasgerätewartung, Gästewohnungen u. Gemeinschaftsräume			   153,1

Erträge aus Schönheitsreparaturen			   68,5

Pachterlöse Kleingartenanlage Heinersdorf	 55,5

Erlöse aus Sondereinrichtungen (Waschküchen)		  6,3

Erlösschmälerungen 	- aus Mieten		  -176,9

 	 - aus genossenschaftlicher Rückvergütung		 -470,0

	 45.306,5

Erhöhung oder Verminderung des Bestandes an unfertigen Leistungen		  261.529,58 € 
	 (81.602,17 €)
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Sonstige betriebliche Erträge		  1.932.881,44 € 
	 (1.009.136,73 €)

Erträge aus: 	 T €

der Auflösung von Rückstellungen	 929,2

Erstattungen von Versicherungen		  261,1

ehemaligen Verbindlichkeiten		  172,5

Steuererstattungen			   83,0

Eintrittsgeldern			   81,6

früheren Jahren	 71,9

Fördermitteln der IBB (Tilgungssubventionen)	 70,2

Sachbezügen		  56,5

Miet- und Räumungsklagen		  30,5

der Auflösung des Sonderpostens für Investitionszulage		  6,3

der Ausbuchung von Verbindlichkeiten		  4,6

anderen ordentlichen Erträgen		  165,5

	 1.932,9

Aufwendungen für die Hausbewirtschaftung		 22.153.468,56 € 
	 (19.108.189,54 €)

Betriebskosten 		  10.267,8

Instandhaltungskosten	 11.669,3

Andere Aufwendungen für  
die Hausbewirtschaftung 		  212,5

Aufwand für andere Lieferungen  
und Leistungen 		  3,9

T €T €T €

10.034,1

8.817,6

253,0

3,5

233,7

2.851,7

-40,5

0,4

	 22.153,5 19.108,2 3.045,3

Veränderungen20112012



Löhne und Gehälter		  3.382.922,56 € 
	 (3.332.452,32 €)

Soziale Abgaben und Aufwendungen für Altersversorgung und Unterstützung		  1.027.175,01 € 
	 (1.122.640,75 €)
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Abschreibungen auf Sachanlagen und immaterielle Vermögensgegenstände		  6.922.504,28 € 
	 (7.934.925,30 €)

diese verteilen sich:	 T €

auf Immaterielle Vermögensgegenstände	 2,7

auf Wohngebäude und Außenanlagen		  6.758,4

auf Betriebs- und Geschäftsausstattung			   133,6

auf sonstige Gebäude	 27,0

auf technische Anlagen		  0,8

	 6.922,5
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Sonstige betriebliche Aufwendungen		  1.889.369,03 € 
	 (1.758.408,51 €)

	 T €

Sächliche Verwaltungskosten	 400,6

Instandhaltungs- und Raumkosten der Verwaltung		  353,3

Aufwendungen früherer Jahre		  272,2

Kosten der elektronischen Datenverarbeitung			  265,3

Abschreibung auf Forderungen und Wertberichtigung	 194,2

Öffentlichkeitsarbeit / Repräsentation		  99,6

Fortbildung / freiwillige soziale Aufwendungen		  69,9

Prüfungs- und Steuerberatungskosten		  61,9

Aufwendungen für den Aufsichtsrat und die Vertreterversammlung		  56,8

Beiträge		 48,2

Gerichts- und Anwaltskosten		  31,5

Spenden		 19,5

Archivierungskosten		  1,9

Beurkundungen und Löschungen von Grundschulden		  0,7

Sonstiges		  13,8

	 1.889,4
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Erträge aus Gewinnabführung		  6.298,84 €
	 (20.759,70 €)

Ertrag aus dem Ergebnisabführungsvertrag mit der Tochtergesellschaft Hennigsdorfer
Siedelungsgesellschaft mbH

Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge		  323.325,26 €
	 (370.528,96 €)

Ausgewiesen werden Zinserträge für Festgelder (192,4 T€) und laufende Konten (121,4 T€)
sowie sonstige Zinserträge (9,5 T€).

Zinsen und ähnliche Aufwendungen		  5.006.062,59 € 
	 (5.185.865,38 €)

	 T €

Zinsen für Darlehen	 4.623,6

Abzinsung langfristiger Rückstellungen		  345,1

Zinsen für Altschulden		  3,4

Abschreibungen für Geldbeschaffungskosten			   27,9

sonstige Zinsen	 6,1

	 5.006,1

Steuern vom Einkommen und Ertrag		  408.673,00 €
	 (348.108,87 €)

Ausgewiesen werden im Wesentlichen die Körperschaftsteuer, der Solidaritätszuschlag  
und die Gewerbesteuerbelastung des Geschäftsjahres.

Sonstige Steuern		 1.364.354,16 €
	 (1.329.241,40 €)

Es handelt sich im Wesentlichen um umlagefähige Grundsteuer (1.346,0 T€).
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Jahresüberschuss		 5.676.032,92 € 
	 (5.802.024,96 €)

Gewinnvortrag aus dem Vorjahr		  49.555,33 € 
	 (51.647,41 €)

Einstellungen in Rücklagen		  5.000.000,00 € 
	 (5.150.000,00 €)

Bilanzgewinn		  725.588,25 € 
	 (703.672,37 €)
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Bilanz zum 31. Dezember 2012

A) 	Anlagevermögen

	 I 		  Immaterielle Vermögensgegenstände	 1.485,00	 3.779,00	 -60,70

	 II 		 Sachanlagen				  

			  1.	 Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte 	
				   mit Wohnbauten	 219.354.155,79	 224.808.470,38		  -2,43

			  2.	 Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte	
				   mit Geschäfts- und anderen Bauten	 692.923,52	 719.953,09		  -3,75

			  3.	 Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte ohne Bauten	 3.500.000,00	 3.500.000,00		  0,00

			  4.	 Technische Anlagen und Maschinen	 4.847,00	 2.228,00	 117,55

			  5.	 Andere Anlagen, Betriebs- und Geschäftsausstattung	 387.897,81	 373.930,81		  3,74

			  6.	 Bauvorbereitungskosten	 11.990,70	 11.990,70	 0,00

			  7.	 Geleistete Anzahlungen	 2.216,74	 2.215,84		  0,04

					    223.954.031,56	 229.418.788,82		  -2,38

	 III		 Finanzanlagen				  

			  1.	 Anteile an verbundenen Unternehmen	 226.329,21	 226.329,21		  0,00

			  2.	 Beteiligungen	 16.814,28	 16.814,28		  0,00

			  3.	 Andere Finanzanlagen	 0,00	 0,00		  0,00

					    243.143,49	 243.143,49		  0,00

Anlagevermögen insgesamt	 224.198.660,05	 229.665.711,31		  -2,38

AKTIVA	 31. Dezember 2012	 31. Dezember 2011 	 Veränderung
	 € 	 €	 %
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B) 	Umlaufvermögen

	 I 	 Zum Verkauf bestimmte Grundstücke und andere Vorräte	

			  1. 	 Unfertige Leistungen	 12.457.800,77	 12.196.271,19		  2,14

			  2.	  Andere Vorräte	 73.830,68	 26.100,00	 182,88

					    12.531.631,45	 12.222.371,19		  2,53

	 31. Dezember 2012	 31. Dezember 2011 	 Veränderung
	 € 	 €	 %

	 II 	Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände	

			  1. 	 Forderungen aus Vermietung	 285.658,70	 191.443,56		  49,21

			  2.	 Forderungen an verbundene Unternehmen	 27.294,38	 38.245,97		  -28,63

			  3. Sonstige Vermögensgegenstände	 681.666,42	 415.690,30		  63,98

					    994.619,50	 645.379,83	 54,11

	 III 	 Flüssige Mittel	

			  1. 	 Kassenbestand, Guthaben bei Kreditinstituten	 23.070.979,48		 17.129.350,16	 34,69

Umlaufvermögen insgesamt	 36.597.230,43	 29.997.101,18		  22,00

C) 	 Rechnungsabgrenzungsposten

			  1. 	 Geldbeschaffungskosten	 111.966,21	 139.908,35	 -19,97

			  2.	 Andere Rechnungsabgrenzungsposten	 62.359,90	 183.231,31	 -65,97

					    174.326,11	 323.139,66	 -46,05

Bilanzsumme	 260.970.216,59	 259.985.952,15		  0,38
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A) 	Eigenkapital

	 I 		  Geschäftsguthaben der mit Ablauf des Berichtszeitraumes	

			  -	 ausgeschiedenen Mitglieder	 270.314,21	 319.150,00	 -15,30

			  -	 der verbleibenden Mitglieder	 20.884.904,27	 17.997.970,76	 16,04

			  -	 aus gekündigten Geschäftsanteilen	 43.550,00	 73.158,47	 -40,47

			  Rückständige fällige Einzahlungen auf Geschäftsanteile 	
				   10.881,48 € (22.221,48 €)	 21.198.768,48	 18.390.279,23		  15,27

	 II		  Ergebnisrücklagen	

			  1.	 Gesetzliche Rücklagen	 9.400.000,00	 8.800.000,00		  6,82

			  2.	 Bauerneuerungsrücklage	 30.150.000,00	 30.150.000,00		  0,00

			  3.	 Andere Ergebnisrücklagen	 55.450.000,00	 51.050.000,00		  8,62

					    95.000.000,00	 90.000.000,00		  5,56

	 III		 Bilanzgewinn	

			  1.	 Gewinnvortrag	 49.555,33	 51.647,41	 -4,05

			  2.	 Jahresüberschuss	 5.676.032,92	 5.802.024,96		  -2,17

			  3.	 Einstellung in (-) / Entnahme aus (+) Rücklagen	 -5.000.000,00	 -5.150.000,00		  -2,91

					    725.588,25	 703.672,37	 3,11

Eigenkapital insgesamt	 116.924.356,73	 109.093.951,60		  7,18

PASSIVA	 31. Dezember 2012	 31. Dezember 2011	 Veränderung
	 € 	 €	 %
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B) 	Sonderposten für Investitionszulage	 162.616,86	 168.871,35		  -3,70

	 31. Dezember 2012	 31. Dezember 2011 	 Veränderung
	 € 	 €	 %

C) 	 Rückstellungen	

		 1.	Rückstellungen für Pensionen und ähnliche Verpflichtungen	 5.847.353,00	 5.676.415,00		  3,01

		 2.	Steuerrückstellungen	 266.716,86	 258.912,22		  3,01

	 3.	 Sonstige Rückstellungen	 2.092.262,04	 2.782.695,40	 -24,81

					    8.206.331,90	 8.718.022,62		  -5,87

D) 	Verbindlichkeiten	

		 1.	Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten	 60.435.735,31	 65.959.189,85		  -8,37

	 2.	Verbindlichkeiten gegenüber anderen Kreditgebern	 57.875.360,96	 59.719.671,32		  -3,09

	 3.	 Erhaltene Anzahlungen	 12.470.726,50	 12.472.057,83		  -0,01

	 4.	Verbindlichkeiten aus Vermietung	 312.436,02	 169.634,54	 84,18

	 5.	Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen	 3.390.964,89	 3.286.155,51		  3,19

	 6.	Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen Unternehmen	 169.390,14	 134.827,55	 25,63

	 7.	 Sonstige Verbindlichkeiten	 1.015.931,28	 257.215,98	 294,97

							    

					    135.670.545,10	 141.998.752,58	 -4,46

E) 	Rechnungsabgrenzungsposten	 6.366,00	 6.354,00		  0,19 

Bilanzsumme	 260.970.216,59	 259.985.952,15		  0,38

davon aus Steuern:	 5.704,90 €
	 im Vorjahr	 4.637,64 €

davon im Rahmen der sozialen	  
Sicherheit:	 26.915,27 €

	 im Vorjahr	 37.953,04 €
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Gewinn- und Verlustrechnung
für die Zeit vom 01. Januar 2012 bis zum 31. Dezember 2012

1. 	 Umsatzerlöse

	 a)	 aus der Hausbewirtschaftung 	 45.306.526,99	 44.439.829,47	 1,95

2. 	 Erhöhung oder Verminderung des Bestandes an 
	 unfertigen Leistungen	 261.529,58	 81.602,17		  220,49

3. 	 Sonstige betriebliche Erträge	 1.932.881,44	 1.009.136,73		  91,54

4. 	 Aufwendungen für bezogene Lieferungen und Leistungen	

	 a)	 Betriebskosten	 10.267.763,69	 10.034.124,94	 2,33

	 b)	 Instandhaltungskosten	 11.669.260,08	 8.817.593,73	 32,34

	 c)	 Andere Aufwendungen aus der Hausbewirtschaftung	 212.537,73	 253.012,27	 -16,00

	 d)	 Kosten für andere Lieferungen und Leistungen	 3.907,06	 3.458,60		  12,97 

					    22.153.468,56	 19.108.189,54	 15,94

Rohergebnis	 25.347.469,45	 26.422.378,83	 -4,07

5. 	 Personalaufwand	

	 a)	 Löhne und Gehälter	 3.382.922,56	 3.332.452,32	 1,51

	 b) 	 Soziale Abgaben und Aufwendungen	  
			  zur Altersversorgung und Unterstützung	 1.027.175,01	 1.122.640,75		  -8,50

					  

					    4.410.097,57	 4.455.093,07	 -1,01

	 2012	 2011 	 Veränderung
	 € 	 €	 %

davon für Altersversorgung:	 398.379,46 €
	 Vorjahr:	 501.499,37 €
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6. 	 Abschreibungen auf immaterielle Vermögensgegenstände	  
	 und Sachanlagen	 6.922.504,28	 7.934.925,30	 -12,76

7.	 Sonstige betriebliche Aufwendungen	 1.889.369,03	 1.758.408,51	 7,45

8.	 Erträge aus Gewinnabführung	 6.298,84	 20.759,70	 -69,66

9.	 Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge	 323.325,26	 370.528,96	 -12,74

10. Zinsen und ähnliche Aufwendungen	 5.006.062,59	 5.185.865,38 	 -3,47

Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit	 7.449.060,08	 7.479.375,23	 -0,41

11.	Steuern vom Einkommen und vom Ertrag	 408.673,00	 348.108,87	 17,40

12.	Sonstige Steuern	 1.364.354,16	 1.329.241,40	 2,64

13. Jahresüberschuss	 5.676.032,92	 5.802.024,96	 -2,17

14.	Gewinnvortrag	 49.555,33	 51.647,41	 -4,05

15.	Einstellung in (-) / Entnahme aus (+) Rücklagen	 -5.000.000,00	 -5.150.000,00	 -2,91

16.	Bilanzgewinn	 725.588,25	 703.672,37	 3,11

	 2012	 2011 	 Veränderung
	 € 	 €	 %

Berlin den 02. Mai 2013	 Der Vorstand

	 Einsle	 Silbe

(davon aus Abzinsung: € 0,00 / Vorjahr: € 525,84) 

(davon aus Aufzinsung: € 344.423,48 /  Vorjahr: € 306.830,95) 



Allgemeine Angaben

Der Jahresabschluss und Lagebericht werden nach den Vor-

schriften des HGB aufgestellt. Die Gliederung der Bilanz und 

der Gewinn- und Verlustrechnung erfolgte entsprechend der 

Verordnung über Formblätter für die Gliederung des Jahres-

abschlusses von Wohnungsunternehmen in der aktuellen 

Fassung vom 25. Mai 2009.

Für die Gewinn- und Verlustrechnung wurde das Gesamt

kostenverfahren gewählt.

Erläuterungen zu den Bilanzierungs- und 
Bewertungsmethoden

Die immateriellen Vermögensgegenstände und das Sachan-

lagevermögen werden grundsätzlich zu Anschaffungs- bzw. 

Herstellungskosten bilanziert, vermindert um planmäßige 

lineare Abschreibungen entsprechend der voraussichtlichen 

Nutzungsdauer.

Die immateriellen Vermögensgegenstände unterliegen einem 

Abschreibungssatz von 33 € %.

Die Abschreibungen der Wohnbauten in der Handelsbilanz 

betragen 2,0 % bzw. 2,5 %. Außenanlagen und Einbauküchen 

werden mit 10 % abgeschrieben.

Grundstücke mit anderen Bauten werden mit 1,5 % bzw. 

3,0 %, technische Anlagen und Maschinen mit 10 – 25 % 

abgeschrieben.

Bei der Betriebs- und Geschäftsausstattung erfolgen die line-

aren Abschreibungen von 10 bis 33 € %. Abnutzbare beweg-

liche selbständige Wirtschaftsgüter mit einem Netto-Wert 

zwischen 150 € bis 1.000 € werden in einem Sammelposten 

zusammengefasst und mit 20 % abgeschrieben. 

Eigenleistungen und Fremdkapitalzinsen wurden wie in den 

Vorjahren nicht aktiviert.

Das Vermögen aus den Anteilen an verbundenen Unterneh-

men und Beteiligungen wird zu Anschaffungskosten bilanziert. 

Die unfertigen Leistungen setzen sich ausschließlich aus noch 

nicht abgerechneten Betriebs-, Heizungs-, Warmwasser- und 

Aufzugskosten zusammen.

Die Forderungen und sonstigen Vermögensgegenstände sind 

mit dem Nennwert oder dem niedrigeren beizulegenden Wert 

bilanziert.

Forderungsrisiken aus der Vermietung wurden durch Einzel

wertberichtigungen und einer Pauschalwertberichtigung 

Rechnung getragen. Uneinbringliche Forderungen wurden 

abgeschrieben.

Andere Vorräte (Heizöl) werden zu Einstandspreisen nach 

der Fifo-Methode bewertet. Geldbeschaffungskosten werden 

über die Zinsfestschreibungsfristen der Kreditverträge ab

geschrieben.

Die ausgewiesenen Rückstellungen für Pensionen sind 

mittels der „Projected Unit Credit Method“ nach IAS 19 (PUC-

Methode) unter Zugrundelegung eines Rechnungszinssatzes 

von 5,04 % (Vj. 5,14 %) entsprechend § 253 Abs. 2 S. 2 HGB 

(durchschnittlicher Marktzins bei einer angenommenen 

Restlaufzeit von 15 Jahren) nach den „Richttafeln 2005 G“ 

von Prof. Dr. Klaus Heubeck bewertet. Bei den Ermittlungen 

wurden ein Gehalts- und Rententrend von jeweils 1,0 % p.a. 

berücksichtigt. Die sonstigen Rückstellungen wurden ent-

sprechend § 249 HGB gebildet und gemäß § 253 Abs. 1 S. 2 

HGB mit dem nach vernünftiger kaufmännischer Beurteilung 

notwendigen Erfüllungsbetrag angesetzt. 

Die Verbindlichkeiten sind mit den Erfüllungsbeträgen 

passiviert.

Mietkautionen, Sicherheiten und Hinterlegungen als Treu-

handvermögen in Höhe von 411 T€ (Vorjahr: 423 T€), das 

getrennt vom eigenen Vermögen auf separaten Bankkonten 

für Dritte verwaltet wird, wurde zum Bilanzstichtag, ebenso 

wie die entsprechenden Verbindlichkeiten aus Vermietung 

aus der Bilanz herausgelöst. Die Vorjahresbeträge wurden 

in der Bilanz angepasst.

Anhang
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Erläuterungen zu einzelnen Posten der Gewinn- und Verlustrechnung
In den Posten der Gewinn- und Verlustrechnung sind folgende periodenfremde Erträge und Aufwendungen enthalten:

Abschreibung auf Mietforderungen und sonstige Vermögensgegenstände	   
und Zuführungen zu Wertberichtigungen	 178

Aufwendungen für Vorjahre	 272

450

PERIODENFREMDE AUFWENDUNGEN

Erträge aus früheren Jahren (davon aus Steuern: 83 T€)	 155

Erträge aus der Auflösung von Rückstellungen	 749

904

PERIODENFREMDE ERTRÄGE

Die Steuern vom Einkommen und Ertrag (409 T€) belasten 

im vollen Umfang das Ergebnis der gewöhnlichen Geschäfts

tätigkeit. (§ 285 Nr. 6 HGB)

Im Geschäftsjahr 2012 wurden außerplanmäßige Abschrei-

bungen auf Grundstücke mit Wohnbauten mit rd. 1.019 T€ 

durchgeführt.

T €

T €

Differenzen zwischen Handelsbilanz- und Steuerbilanzan

sätzen bestehen bei den in der folgenden Tabelle aufgeführten 

Bilanzposten. In der Tabelle ist gekennzeichnet, inwieweit 

Bestehende steuerliche Verlustvorträge für Körperschaft- und 

Gewerbesteuer können in 2013 zur Steuerminderung genutzt 

werden.

es sich um Differenzen handelt, die zu aktiven oder passiven 

latenten Steuern führen können.

Ein Ansatz von aktiven latenten Steuern erfolgt nicht, da das 

bestehende Aktivierungswahlrecht ausgeübt wird.

Bilanzposten	 Aktive Differenzen 	 Passive Differenzen

Grundstücke mit Wohnbauten 		  „X“		  ---

Rückstellungen		  „X“		  ---
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Allgemeine Angaben
(zum Stichtag 31.12.2012)

I 	 Immaterielle Ver-
	 mögensgegenstände	 46.470,73	 404,60	 -   	 -   	 -  	 -  	 46.875,33

II 	 Sachanlagen	
	 Grundstücke und
	 grundstücksgleiche
	 Rechte mit Wohn-
	 bauten	 341.481.855,35	 1.300.850,43	 -1.019.343,47	 -  	 -	 -      341.763.362,31

	 Grundstücke und
	 grundstücksgleiche
	 Rechte mit Geschäfts-
	 und anderen Bauten	 1.334.846,96	 -   	 -	 - 	 - 	 -	 1.334.846,96

	 Grundstücke und
	 grundstücksgleiche 
	 Rechte ohne Bauten	 3.500.000,00	 -    	 -   	 -     	 -    	 -   	 3.500.000,00

	 Technische Anlagen 
	 und Maschinen	 170.898,09	 3.388,00	 -    	 -  	 -  	 -  	 174.286,09

	 Andere Anlagen,  
	 Betriebs- und Geschäfts-
	 ausstattung	 1.341.264,41	 147.565,87	 -16.630,12	 -     	 -     	 -     	 1.472.200,16

	 Bauvorbereitungs-
	 kosten	 11.990,70	 -      	 -      	 -      	 -     	 -     	 11.990,70

	 Geleiste Anzahlungen	 2.215,84	 0,90	 -     	 -    	 -     	 -     	 2.216,74
	 	  
		  347.843.071,35	 1.451.805,20	 -1.035.973,59	 0,00	 0,00	 0,00	 348.258.902,96

III 	Finanzanlagen	
	 Anteile an verbundenen
	 Unternehmen	 226.329,21	 -      	 -     	 -     	 -      	 -      	 226.329,21

	 Beteiligungen	 16.814,28	 -      	 -     	 -     	 -      	 -    	 16.814,28 
	
	 Andere Finanzanlagen	 -    	 -      	 -     	 -     	 -      	 -    	 - 

		  243.143,49	 -      	 -     	 -     	 -      	 -    	 243.143,49
	  
Anlagevermögen insgesamt	 348.132.685,57	 1.452.209,80	 -1.035.973,59	 0,00	 0,00	 0,00  	 348.548.921,78

Anschaffungs- und Herstellungskosten

	 Stand	 Zugänge	 Abgänge	 Umbuchungen	 Umbuchungen	 Zuschreibungen	 Stand
	 01. Januar 2012			   (+)	 (–)	 	 31. Dezember 2012

	 €	 €	 €	 €	 €	 €	 €

In der Position Unfertige Leistungen sind 12.457.800,77 € noch 

nicht abgerechnete Betriebskosten enthalten. In der Position 

Sonstige Vermögensgegenstände sind als antizipative 

Beträge Forderungen aus anrechenbarer Kapitalertrag

steuer einschließlich Solidaritätszuschlag und Umsatzsteuer 

(abziehbare Vorsteuer) in Höhe von 177 T€ enthalten und  

aus Festgeldzinsen in Höhe von 16 T€. 

 

Erläuterungen zu einzelnen Posten der Bilanz
Die Entwicklung des Anlagevermögens ist im Anlagenspiegel dargestellt.
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Abschreibungen Buchwerte

	 kumulierte	 Zuschreibungen	 Abschreibungen	 auf Abgänge	 kumulierte	 Buchwert	 Buchwert
	 Abschreibungen		  des Geschäfts- 	 entfallende Ab-	 Abschreibungen	 31.12.2012	 31.12.2011 
	 früherer Jahre		  jahres	 schreibungen	 31.12.2012	

	 €	 €	 €	 €	 €	 €	 €
I 	 Immaterielle Ver-
	 mögensgegenstände	 42.691,73	 -    	 2.698,60	 -    	 45.390,33	 1.485,00	 3.779,00

II 	 Sachanlagen	
	 Grundstücke und
	 grundstücksgleiche
	 Rechte mit Wohn-
	 bauten	 116.673.384,97	 -3.243,22	 6.758.408,24	 -1.019.343,47	 122.409.206,52	 219.354.155,79	 224.808.470,38

	 Grundstücke und
	 grundstücksgleiche
	 Rechte mit Geschäfts-
	 und anderen Bauten	 614.893,87	 -    	 27.029,57	 -    	 641.923,44	 692.923,52	 719.953,09

	 Grundstücke und
	 grundstücksgleiche 
	 Rechte ohne Bauten	 -    	 -    	 -    	 -    	 -    	 3.500.000,00	 3.500.000,00

	 Technische Anlagen 
	 und Maschinen	 168.670,09	 -    	 769,00	 -    	 169.439,09	 4.847,00	 2.228,00

	 Andere Anlagen,  
	 Betriebs- und Geschäfts-
	 ausstattung	 967.333,60	 -    	 133.598,87	 -16.630,12	 1.084.302,35	 387.897,81	 373.930,81

	 Bauvorbereitungs-
	 kosten	 -    	 -    	 -    	 -    	 -    	 11.990,70	 11.990,70

	 Geleiste Anzahlungen	 -    	 -    	 -    	 -    	 -    	 2.216,74	 2.215,84
	 	  
		  118.424.282,53	 -3.243,22	 6.919.805,68	 -1.035.973,59	 124.304.871,40	 223.954.031,56	 229.418.788,82

III 	Finanzanlagen	
	 Anteile an verbundenen
	 Unternehmen	 -    	 -    	 -    	 -    	 -    	 226.329,21	 226.329,21

	 Beteiligungen	 -    	 -    	 -    	 -    	 -    	 16.814,28	 16.814,28

	 Andere Finanzanlagen	 -    	 -      	 -     	 -     	 -      	 -    	 -
	
		  -    	 -    	 -    	 -    	 -    	 243.143,49	 243.143,49
	  
Anlagevermögen insgesamt	 118.466.974,26	 -3.243,22	 6.922.504,28	 -1.035.973,59	 124.350.261,73	 224.198.660,05	 229.665.711,31

Der Sonderposten mit Rücklagenanteil wurde im Zusammen-

hang mit der Investitionszulage für den Ostteil Berlins ab 

1999 gebildet. Die jährliche Auflösung wird in Höhe von  

2,5 % des aktivierten Wertes vorgenommen, entsprechend 

dem Abschreibungssatz für Wohnbauten mit einem Baujahr 

vor 1925. Der Sonderposten für Investitionszulage wird p.a. 

um 6,3 T€ aufgelöst.
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Pensionsverpflichtungen für frühere Mitglieder des Vorstandes und ihre Hinterbliebenen:

Im Geschäftsjahr 2012 wurden an frühere Mitglieder des Vorstandes und ihre Hinterbliebenen Pensionszahlungen in Höhe  

von 79,4 T€ geleistet.

laufende Pensionen	  795,5	 0,0	 795,5

Anwartschaften	 205,8	 0,0	 205,8

insgesamt	 1.001,3	 0,0	 1.001,3

	 Rückstellung	 Rückstellung 	 Insgesamt
	 gebildet	 nicht gebildet	
	 T € 	  T €	 T €

In den Verbindlichkeiten sind antizipative Posten von 55 T€ 

enthalten. 

In den Sonstigen Rückstellungen sind enthalten:

Rückstellung für drohende Verluste aus dem Fortfall der IBB- Anschluss-
förderung für die Wohnanlage Moabit III (490)			   488  

genossenschaftliche Rückvergütung			   470

Rückstellung für unterlassene Instandhaltung	 309

Rückstellung für strittige Honorarforderungen 	 185

Rückstellung für Jubiläumszuwendungen  	 144

Rückstellungen für strittige Bauleistungen - Wohnanlage Helenenhof (606)	 130

Prozesskostenrückstellungen	 79

Rückstellung für Archivierungskosten 	 66

Urlaubsrückstellung für 2012	 61

Wirtschaftsprüfungskosten für das Geschäftsjahr 2012	 60

Rückstellung für die Erstellung Jahresabschluss 2012	 38

Rückstellung für Berufsgenossenschaft	 30

Rückstellung für Vertreterversammlung und Veröffentlichung			   20

verschiedene sonstige Rückstellungen			   12

2.092

T €

Diese beinhalten weitestgehend die erst im Jahre 2013 

abgebuchten Zinsen. 
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Forderungsspiegel

Die Forderungen mit einer Restlaufzeit von mehr als einem Jahr stellen sich wie folgt dar:

Forderungen aus Vermietung	 285.658,70	 0,00	 191.443,56

Forderungen an verbundene Unternehmen	 27.294,38	 0,00	 38.245,97

Sonstige Vermögensgegenstände	 681.666,42	 0,00	 415.690,30

Gesamtbetrag	 994.619,50	 0,00	 645.379,83

	 Insgesamt	 davon mit einer	 Vorjahr
		  Restlaufzeit 	 insgesamt
		  von mehr als 1 Jahr	
	 €	 €	 €

FORDERUNGEN

Zur Berücksichtigung des Ausfallrisikos sind die „Forderungen aus Vermietung“ mit 30,7 T€ einzelwertberichtigt sowie in Höhe 

von 18,6 T€ pauschalwertberichtigt worden. 
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Verbindlichkeitenspiegel per 31. Dezember 2011

Verbindlichkeiten gegen-	
über Kreditinstituten	 65.959.189,85	 4.262.915,83	 12.967.909,54	 48.728.364,48	 63.559.189,85*

Verbindlichkeiten gegen-	
über anderen Kreditgebern	 59.719.671,32	 1.601.168,52	 7.022.278,89	 51.096.223,91	 59.719.138,80

Erhaltene Anzahlungen	 12.472.057,83	 12.472.057,83	 0,00	 0,00	 0,00

Verbindlichkeiten aus	
Vermietung	 169.634,54	 169.634,54	 0,00	 0,00	 0,00

Verbindlichkeiten aus	  
Lieferungen und	  
Leistungen	 3.286.155,51	 2.625.471,45	 660.684,06	 0,00	 0,00

Verbindlichkeiten gegen-	
über verbundenen	
Unternehmen	 134.827,55	 134.827,55	 0,00	 0,00	 0,00

Sonstige Verbindlichkeiten	 257.215,98	 257.215,98	 0,00	 0,00	 0,00

	 141.998.752,58	 21.523.291,70	 20.650.872,49	 99.824.588,39	 123.278.328,65

	 Gesamtbetrag	 Restlaufzeit	 Restlaufzeit	 Restlaufzeit	 gesichert 
		  bis zu 1 Jahr	 1 – 5 Jahre	 über 5 Jahre	 durch Grund-
					     pfandrecht
	 €	 €	 €	 €	 €

* Anmerkung: Durch verpfändete Festgeldguthaben sind weitere 2.400.000 € Darlehen besichert.
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Verbindlichkeiten gegen-	
über Kreditinstituten	 60.435.735,31	 3.118.456,74	 12.272.662,19	 45.044.616,38	 58.435.735,31*

Verbindlichkeiten gegen-	
über anderen Kreditgebern	 57.875.360,96	 1.664.244,22	 7.398.997,84	 48.812.118,90	 57.875.360,96 

Erhaltene Anzahlungen	 12.470.726,50	 12.470.726,50	 0,00	 0,00	 0,00

Verbindlichkeiten aus	
Vermietung	 312.436,02	 312.436,02	 0,00	 0,00	 0,00

Verbindlichkeiten aus	  
Lieferungen und	  
Leistungen	 3.390.964,89	 2.680.163,70	 710.801,19	 0,00	 0,00

Verbindlichkeiten gegen-	
über verbundenen	
Unternehmen	 169.390,14	 169.390,14	 0,00	 0,00	 0,00

Sonstige Verbindlichkeiten	 1.015.931,28	 1.015.931,28	 0,00	 0,00	 0,00

	 135.670.545,10	 21.431.348,60	 20.382.461,22	 93.856.735,28	 116.311.096,27

	 Gesamtbetrag	 Restlaufzeit	 Restlaufzeit	 Restlaufzeit	 gesichert 
		  bis zu 1 Jahr	 1 – 5 Jahre	 über 5 Jahre	 durch Grund-
					     pfandrecht
	 €	 €	 €	 €	 €

Verbindlichkeitenspiegel per 31. Dezember 2012

* Anmerkung: Durch verpfändete Festgeldguthaben sind weitere 2.000.000 € Darlehen besichert.
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Rücklagenspiegel

Bestand am Ende des Vorjahres			   8.800.000,00	 30.150.000,00	 51.050.000,00

Einstellung in Rücklagen			   600.000,00	 0,00	 4.400.000,00

Bestand am Ende des Geschäftsjahres			   9.400.000,00	 30.150.000,00	 55.450.000,00

			   Gesetzliche	 Bauerneuerungs-	 Andere 
			   Rücklage	 rücklage	 Ergebnisrücklagen
			   €	 €	 €

Die Genossenschaft hält seit dem 01. Januar 1997 sämtliche An-

teile an der Hennigsdorfer Siedelungsgesellschaft mbH mit Sitz 

in Berlin. Zwischen der Genossenschaft und der Hennigsdorfer 

Siedelungsgesellschaft mbH besteht mit Wirkung ab 01. Januar 

2001 ein Beherrschungs- und Ergebnisabführungsvertrag. 

Das Stammkapital der Gesellschaft beläuft sich auf 62 T€. Aus 

Ergebnisabführungen wurden 6,3 T€ an die Genossenschaft 

abgeführt.

Seit dem 01. Januar 1998 besitzt die Genossenschaft Ver

sicherungsschutz im Rahmen einer Vermögensschaden-

Haftpflichtversicherung. Die Versicherung bietet den Mitglie-

dern des Vorstandes und Aufsichtsrates Versicherungsschutz 

für den Fall, dass diese versicherten Personen wegen einer 

Pflichtverletzung bei Ausübung der versicherten Tätigkeit 

aufgrund gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen für einen 

Vermögensschaden haftbar gemacht werden. 

Sonstige Angaben

Zur Absicherung von Rechtstreitigkeiten 	 613.550,26 

€

Der Genossenschaft sind Avale (Sicherheitsbürgschaften) in folgender Höhe eingeräumt:
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Mitgliederbewegung

Anfangsbestand 2012		  13.540	 27.753

Zugänge		  1.091	 5.091

Abgänge		  343	 684

Endbestand 2012		  14.288	 32.160

		  Mitglieder	 Anteile

Die Geschäftsguthaben der verbleibenden Mitglieder haben sich im Geschäftsjahr erhöht um	 2.886.933,51 €

					    auf	 20.884.904,27 €
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Name und Anschrift des zuständigen Prüfungsverbandes

Verband Berlin-Brandenburgischer Wohnungsunternehmen e.V., Lentzeallee 107, 14195 Berlin

Mitglieder des Vorstandes

Sven Einsle	 Ina Silbe

Dipl.-Kaufmann	 Dipl.-Ingenieurin 

Mitglieder des Aufsichtsrates

Prof. Horst Plickert

Dozent

Vorsitzender

Uwe Jessen

Arzt

stellv. Vorsitzender

Günther Weißenborn 

Lehrer

Es bestehen keine Forderungen an Mitglieder des Vorstandes und des Aufsichtsrates.

Mitarbeiterstruktur

Die Zahl der durchschnittlich im Geschäftsjahr beschäftigten Arbeitnehmer betrug:

Ulrich Engelke

Oberamtsrat a.D. 

Christine Grothe

technische Assistentin

Karl-Heinz Kuper	

Dipl.-Ingenieur, Architekt

Harald Mau	

Bankdirektor

Prof. Dr. Johannes Renner	

Dozent

Jürgen Terlinden	

Dipl.-Bauingenieur

Vorstand		  2	 -

Kaufmännische Mitarbeiter		  23	 6

Technische Mitarbeiter		  9	 -

Mitarbeiter im Regiebetrieb, Hauswarte etc.		  12	 27

Auszubildende		  3	 -

		  Vollbeschäftigte	 Teilzeit-
beschäftigte

Berlin, den 02. Mai 2013	 Der Vorstand

	 Einsle	 Silbe



Nach dem abschließenden Ergebnis unserer Prüfung 

haben wir mit Datum vom 02. Mai 2013 den folgenden 

uneingeschränkten Bestätigungsvermerk erteilt:

„Wir haben den Jahresabschluss – bestehend aus Bilanz, 

Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang – unter 

Einbeziehung der Buchführung und den Lagebericht der 

Beamten-Wohnungs-Verein zu Berlin eG, Berlin, für das 

Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2012 

geprüft.

Die Buchführung und die Aufstellung von Jahresabschluss 

und Lagebericht nach den deutschen handelsrechtlichen 

Vorschriften und den ergänzenden Bestimmungen der 

Satzung liegen in der Verantwortung der gesetzlichen 

Vertreter der Genossenschaft. Unsere Aufgabe ist es, auf 

der Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung eine 

Beurteilung über den Jahresabschluss unter Einbeziehung 

der Buchführung und über den Lagebericht abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 HGB 

unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer 

(IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 

Abschlussprüfung vorgenommen. Danach ist die Prüfung 

so zu planen und durchzuführen, dass Unrichtigkeiten 

und Verstöße, die sich auf die Darstellung des durch 

den Jahresabschluss unter Beachtung der Grundsätze 

ordnungsmäßiger Buchführung und durch den Lagebericht 

vermittelten Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 

wesentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt 

werden. Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen werden 

die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über das 

wirtschaftliche und rechtliche Umfeld der Genossenschaft 

sowie die Erwartungen über mögliche Fehler berücksichtigt. 

Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des 

rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems sowie 

Nachweise für die Angaben in Buchführung, Jahresabschluss 

und Lagebericht überwiegend auf der Basis von Stichproben 

beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beurteilung der ange

wandten Bilanzierungsgrundsätze und der wesentlichen 

Einschätzungen der gesetzlichen Vertreter sowie die 

Würdigung der Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses  

und des Lageberichtes.

Wir sind der Auffassung, dass unsere Prüfung eine 

hinreichend sichere Grundlage für unsere Beurteilung bildet.

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung 

gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresabschluss 

den gesetzlichen Vorschriften und den ergänzenden 

Bestimmungen der Satzung und vermittelt unter Beachtung 

der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den 

tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der 

Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Genossenschaft. 

Der Lagebericht steht in Einklang mit dem Jahresabschluss, 

vermittelt insgesamt eine zutreffende Vorstellung von der 

Lage der Genossenschaft und stellt die Chancen und Risiken 

der künftigen Entwicklung zutreffend dar.“

Berlin, den 02. Mai 2013

Verband

Berlin-Brandenburgischer Wohnungsunternehmen e.V.

 gez. Fietzek	 gez. Ohme

 Wirtschaftsprüfer	 Wirtschaftsprüfer

Wiedergabe des Bestätigungsvermerks 
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Impressum

Beamten-Wohnungs-Verein zu Berlin eG
Postfach 41 03 44 | 12113 Berlin

Hausanschrift
Lutherstraße 11 | 12167 Berlin
Telefon	 (030) 79 00 94-0
Telefax	 (030) 79 00 94-99
E-mail	 info@bwv-berlin.de
Internet	 www.bwv-berlin.de

Konzeption und Gestaltung
sign.Berlin
www.sign-berlin.de

Die Objekt-Fotos zeigen die Wohnanlagen 
Dahlem II
Gartenstadt Zehlendorf
Helenenhof
Niederschönhausen
Oberspree I
Pankow IV
Rother Park
Wilmersdorf
Zehlendorf IIIb

Fotos
© BWV zu Berlin eG / Barlofotografik
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Beamten-Wohnungs-Verein zu Berlin eG
Lutherstraße 11
12167 Berlin

info@bwv-berlin.de
www.bwv-berlin.de

Wir danken Ihnen für Ihr Interesse.


